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Dringende Fax- und Email-Kampagne 


Freiheit für Yusuf Karaca ! 


Deutschland will anerkannten Flüchtling seinen Verfolgern und 


Folterern ausliefern. 


Yusuf Karaca befindet sich seit dem 3. Mai 
2006 in Auslieferungshaft. Am 25. Mai 
2006 begann er aus Protest gegen die Fest- 
nahme und gegen die drohende Ausliefe- 


Free Rene! Smash 
Homophobia! 


Beitrag von Queerberlin, einer Gruppe die 
sich, für den in Warschau inhaftierten Re- 
ne einsetzt, auf dem Berliner CSD 


Unser Freund Rene sitzt seitüber einem Mo- 
nat in Warschau im Gefängnis. Er wurde 
am Ende der Warschauer Parade für sexu- 
elle Gleichberechtigung am 10. Junivon der 
Polizei festgenommen. Ihm wird vorge- 
worfen sich mit Neonazis und schwulen- 
feindlichen Traditionalisten am Rande der 
Parade angelegt zu haben. 

Die Vorwürfe gegen Rene sind Hirnge- 
spinste von vier polnischen Polizisten, wel- 
che konsequent die homophobe Linie der 


rung in die Türkei einen Hungerstreik. In 
Türkei erwartet ihn lebenslange Haft, Fol- 
ter und Isolation in den sog enannten F- 
Typ-Isolationsgefängnissen. 


rechten Regierung umsetzen. Mit Rene wird 
gerade das gemacht, was von polnischen 
Regierungsvertretern in den letzten Jahren 
der schwul/lesbischen Szene immer ange- 


Spendenkonto für 
Mumia Abu-Jamal 


Unter dem Stichwort „Verteidi- 
gung“ Spenden bitte an: 


Archiv 92/Sonderkonto Jamaul 
$.E.B. Bank Bremen 

BLZ 290 101 11 

Konto-Nr. 100 8738 701 


(Überweisungen aus EU-Ländern: 
IBAN DE78 2901 0111 1008 7387 01 
- BIC: ESSEDDE5F290) 


Weitere Artikel auf den Seiten 14-16 


Gerade weil YusufKaraca vom türkischen 
Staat gesucht und verfolgt wird, wurde er 
hier in der Bundesrepublik als politischer 
Flüchtling anerkannt. In Türkei war Yusuf 
Karaca seit 1993 im Gefängnis. Bis zu sei- 
ner Flucht verbrachte er über 10 Jahre in 
türkischen Gefängnissen, wo erpsychischer 
und physischer Folter ausgesetzt war. Sei- 
ne Flucht gelang ihm, als er aufgrund sei- 
nes körperlichen Zustandes in ein Kran- 
kenhaus musste. 

Die Praxis der bundesdeutschen Justiz 


und das Frankfurter Oberlandesgericht ig- 
— 


droht wurde. Verprügeln, Verjagen und aus 
verbannen sobald sie sich öffentlich zu ih- 
rer Sexualität bekennen. 

Wir sind als Freundeskreis von Rene heu- 
te auf dem CSD in Berlin, weil wir 
Renes Situation in polnischer Un- 
tersuchungshaft unerträglich fin- 
den und diese Ungerechtigkeit zum 
Himmel schreit. Wenn Mitte Au- 
gust der Prozess gegen ihn statt- 
findet, möchten wir, dass die deut- 
sche Öffentlichkeit, die Politiker 
* und auch alle die sich hier mit der 
lesbisch/schwulen Comunity in Po- 
len solidarisch fühlen, den Prozess 
© gegen Rene verfolgen. Der polni- 
A schen Justiz muss auf die Finger ge- 
schaut werden, um zu verhindern, 
dass anderen ein ähnliches Schick- 


sal wie Rene erfahren. —— 
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noriert nicht nur die Grundlagen der 
Flüchtlingsanerkennung, sondern 
setztsich mit der Festnahme von Yu- 
suf Karaca über die internationalen 
Vereinbarungen der Genfer Flücht- 
lingskonvention von 28. Juli 1951 
und das Zusatzprotokoll von 1967 
hinweg und missachtet diese. Denn 
Herr Karaca wurde am 28. Septem- 
ber 2005 als Flüchtling im Sinne der 
Genfer Flüchtlingskonvention 
rechtskräftig anerkannt. Seine poli- 
tische Verfolgung wurde vom Bun- 
desamt für Migration und Flücht- 
linge und vom Frankfurter Verwal- 
tungsgericht bestätigt. Das Verfah- 
ren vor dem türkischen Staatssi- 
cherheitsgericht, das ihn zu lebens- 
langer Haft verurteilte, habe gegen 
rechtsstaatliche Grundsätze ver- 
stoßen, hieß es in der Begründung. 
Doch nun verlangt die Türkei von ® 
Deutschland die Auslieferung Ka- F 

racas, um die lebenslange Haft wei- " 
ter vollstrecken zu können. Die Aus- 
lieferung ist absurd, da Yusuf Ka- 
raca gerade aufgrund dieser Bedrohung in 
Deutschland als politisch Verfolgter aner- 
kannt ist. Dennoch sitzt er seit Anfang Mai 
in Weiterstadt in Auslieferungshaft. Dass 
Karaca in der Türkei gefoltert wurde und 
weitere Folter befürchtet, wird von den 
Frankfurter Richtern nun sogar gegen ihn 
verwandt. Es bestehe offensichtlich ein 
„Anreiz zur Flucht“. Etwa in zwei Monaten 
wird das OLG Frankfurt entscheiden, ob die 
Auslieferung Karagas in die Türkei zulässig 
ist. Wenn die Richter grünes Licht geben, 
liegt es an Justizministerin Brigitte Zypries 
(SPD), ob sie die Auslieferung bewilligt. 

Yusuf ist in dieser Woche von der JVA 
Weiterstadt in die Krankenabteilung der 
JVA Kassel verlegt worden. Kraft seiner Fol- 
tererfahrungen in türkischen Gefängnissen 
will er auf keinen Fall an die Türkei ausge- 
liefert werden. Wenn ihm nicht sofort ge- 
holfen wird, wird er sterben! Wir bitten Sie 
eindringlich, sich für die Freilassung und 
die Aufhebung der Auslieferungsandro- 
hung einzusetzen. Bitte fordern Sie die 
Bundesjustizministerin Brigitte Zypries auf, 
die Auslieferung zu verhindern! 

Schreiben Sie Protestfaxe oder E-Mails an 
das Frankfurter Oberlandesgericht oder an 
das Bundesjustizministerium oder rufen Sie 
dort an. Falls möglich, schicken Sie bitte 
Kopien Ihrer Protestschreiben an die obige 
Adresse. 

Es folgt die Stellungnahme von YusufKa- 
raca und die Adresse von Frau Zypries. 
KARAWANE für die Rechte der Flüchtlinge 
und MigrantInnen 


Schreiben bitte richten an: 
Justizministerin Brigitte Zypries 
Bundesministerium der Justiz 
Mohrenstraße 37, 10117 Berlin 
Telefon: (0 18 88) - 580-0 
Telefax: (0 18 88) - 5 80 - 95 25 
poststelle@bmj.bund.de 


2 


Erklärung von Yusuf 


Ich wurde im März des Jahres 1993 durch 
Komplotte der Polizei mit dem Vorwurf, Ak- 
tivist der TKP(ML) zu sein, in Gewahrsam 
genommen. In der Zeit meiner Haft in der 
Polizeiabteilung für politische Angelegen- 
heiten wurde ich unzählige Male mit Elek- 
troschocks (am Geschlechtsorgan, Zunge 
und Ohren) gefoltert. Mehrmals wurde ich 
am ‘palästinensischen Haken’ aufgehängt, 
mehrere Tage musste ich ohne Schlaf und 
nackt an kalten Stellen verbringen. Sie 
tauchten meinen Kopf ins Wasser, indem 
sie mir währenddessen die Nasenlöcher zu- 
stopften. Ich wurde zu einsamen Orten ge- 
bracht und mit dem Tode bedroht. Sie droh- 
ten mir damit, meine Familienangehörigen 
der Folter auszusetzen und sie umzubrin- 
gen. Sie legten mir Teilnahme an Aktionen 
zur Last, mit denen ich nichts zu tun hat- 
te, und aufgrund dieser polizeilichen Pro- 
tokolle wurde von dem so genannten Mi- 
litärgericht DGM Haftbefehl erlassen. 

In den 10 Jahren, in denen ich mein Le- 
ben im Gefängnis verbringen musste, wur- 
de ich, wie jeder anderer politische Gefan- 
gene, Angriffen und Folterungen ausge- 
setzt. Jedes Mal wurden unsere Menschen- 
rechte mit Füßen getreten. Dutzende Freun- 
de, die Angriffen ausgesetzt waren, müssen 
dauernde Körperschäden davontragen. Uns 
wurden Krankenbehandlungen verweigert. 
Neben mehreren Todesfasten (von 20, 30, 
40 Tagen) habe ich insgesamt zwischen 500 
und 550 Tagen an Hungerstreiks teilge- 
nommen. Mir wurde eine Verteidigung vor 
dem Staatssicherheitsgericht niemals ge- 
währt. In allen meinen schriftlichen Stel- 
lungnahmen habe ich jedes Mal betont, 
dass meine Aussagen bei der Polizei unter 
Folteranwendung zustande gekommen 


sind. Obwohl ich beim Gericht mehrmals 
vor den Augen der Richter und Staatsan- 
wälte von Polizisten angegriffen wurde, 
wurde weder diesbezüglich ein Protokoll 
angefertigt, noch gegen sie eine Anzeige er- 
stattet. Schließlich wurde ich aufgrund von 
falschen Aussageprotokollen der Polizei 
durch das Militärgericht (DGM) zur lebens- 
länglichen Freiheitsstrafe verurteilt. 

Ich habe freiwillig am Todesfasten gegen 
Todeszellen des F-Typ-Gefängnisses teilge- 
nommen. Die Grausamkeit am 19.12.2000, 
die als „blutiger Einsatz“ in die Geschichte 
eingegangen ist, habe ich am eigenen Leib 
erlebt. Obwohl wir uns am 55. Tag des To- 
desfastens befanden, wurden wir bei der 
blutigen Operation, bei der jede Art von 
Sprengsätzen und Folterungen angewandt 
wurden, 24 Stunden lang mit Handschel- 
len festgehalten und verlegt. Da dabei un- 
sere Hände zu fest angeschnallt waren, be- 
kamen viele von uns Wundbrände an 
Handgelenken. Als wir dann in F-Typ-Ge- 
fängnissen ankamen, wurden wir mit 
„Willkommensprügeln“ empfangen. 200 
Tage lang machte ich bei den Todesfasten 
mit. In dieser Zeit wurden sowohl die To- 
desfastenden wie ich als auch diejenigen, 
die nicht daran teilgenommen hatten, un- 
würdigen Behandlungen ausgesetzt. Nach 
den Todesfasten wog ich nur noch 35 kg, 
obwohl ich zuvor 70 kg. gewogen habe. Auf 
Grund der vorsätzlichen und falschen me- 
dizinischen Intervention habe ich dauerhaft 
Körperschäden davongetragen. Wegen der 
entstandenen Krankheit namens „Wernicke 
Korsakoff“ und weiterer Krankheiten sowie 
den gerichtsmedizinischen Attesten wurde 
ich vorläufig für 6 Monate aus der Haft ent- 
lassen. Am Ende war meine Jugend, meine 
Träume und Gesundheit ruiniert gewesen. 
Die 10-jährige Haft hinterließ bei mir Spu- 
ren von Folterungen, Operationen und Alp- 
träume. Mein Gedächtnis war weg, es blie- 
ben nurnoch Folterungen, Todesfasten und 
Grausamkeiten. Und mein Leben in Beglei- 
tung von Alpträumen geht weiter. 

Wegen gesundheitlicher Probleme und 
um in einer freien Welt zu leben, bin ich im 
Jahre 2002 in die Bundesrepublik Deutsch- 
land gekommen und habe Asyl beantragt. 
Meinem Antrag auf politisches Asyl wurde 
stattgegeben. Ich bekam eine Wohnung und 
wurde zu einem Deutschkurs geschickt. 
Trotz meiner Krankheiten habe ich mich an 
das Arbeitsamt gewandt, um täglich 4 Stun- 
den zu arbeiten. Während ich den Deutsch- 
kurs besuchte, wurde ich aufgrund des Aus- 
lieferungsersuchens der Türkei durch einen 
Beschluss des OLG Frankfurt am 3.5.2006 
festgenommen. Ich will darauf hinweisen, 
dass ich bis zum Tag meiner Festnahme 
noch von 4 verschiedenen Ärzten behan- 
delt wurde. Ich lebe in Alpträumen, wegen 
der Krankheit „Wernicke Karsakoff“ bin ich 
sowohl psychologisch als auch körperlich 
am Ende. Der deutsche Staat, der sich als 
demokratischer Rechtsstaat bezeichnet, hat 
zum Schutze von politischen Menschen 
und Folteropfern internationale Verträge 


unterschrieben. Heute werde ich wie ein 
Terrorist behandelt. Ich bin kein Terrorist, 
ich bin ein politischer Mensch. Wer ist der 
faschistische türkische Staat, der meine 
Auslieferung beantragt hat? Er ist der Staat, 
der gegen Hunderte von Schriftstellern und 
Intellektuellen Verfahren eingeleitet, sie 
wegen ihrer demokratischen Haltung jah- 
relang im Gefängnis festgehalten hat, so- 
wie das kurdische Volk und die Werktäti- 
gen Unterdrückungen, Folterungen und 
Massakern aussetzt. Mit Lügen wie Demo- 
kratisierungsprozess, Einleitung von Refor- 
men und EU-Beitritt kann man das wahre 
Gesicht des türkischen Staates, nämlich die 
von ihm angewandten Massaker und Un- 
terdrückungen nicht verstecken. Das wäre, 
als würde man ein rostiges Eisen mit Far- 
be überziehen und vorzeigen, so ist die tür- 
kische Demokratie. In den türkischen Ge- 
fängnissen herrscht zunehmend Isolation, 
Unterdrückung und Folter. 

Wenn in türkischen Gefängnissen Selbst- 
morde vorkommen, Todesfasten stattfin- 
den, und draußen Rechtsanwälte und Men- 
schen vom Volk mit Todesfasten beginnen, 
ist dies ein Indiz dafür, dass in diesen Ge- 
fängnissen Isolation, Unterdrückung und 
Folter weiter praktiziert wird. 

Ich frage den deutschen Staat: Warum 
wird die Türkei immer noch beim Europäi- 
schen Gericht für Menschenrechte wegen 
Menschenrechtsverletzungen verurteilt? Es 
ist so, Folterungen, Unterdrückung und 
Massaker sind weiterhin an der Tagesord- 
nung. Ich frage: Warum wurden die Staats- 
sicherheitsgerichte (DGM), die uns verur- 
teilt haben, abgeschafft? Die Antwort wä- 
re: Die DGM’s waren nicht unabhängig, sie 
waren Militärgerichte und haben Menschen 
anhand der unter Folter angefertigten Aus- 
sagen verurteilt. Ich befinde mich seit 25 
Tagen in einer Zelle, mein Leben ist ruiniert, 
ich habe Alpträume und bin am Ende. Es 
bleibt lediglich ein einziger Weg übrig. Ent- 
weder der Tod oder die Freiheit. Ich will 
nicht sterben. Ich bin für ein ehrenwürdi- 
ges Leben. Anstatt so zu leben, in den To- 
deszellen der türkischen Gefängnisse jeden 
Tag Isolation, Unterdrückung und Folter zu 
erleben, hat für mich ein ehrenwürdiger Tod 
eine bessere Bedeutung. 

Wenn der deutsche Staat dem Ausliefe- 
rungsantrag des türkischen Staates statt- 
gibt, schafft er damit den demokratischen 
Rechtsstaat ab. Ich sage Folgendes: Sie sind 
in ihren Entscheidungen frei. Aber im Fal- 
le einer Auslieferung oder weiterer Haft hier 
ist der deutsche Staat, der mir politisches 
Asyl gewährt hat, verantwortlich für mein 
Leben und Gesundheit. 

Gegen die rechtswidrige Festnahme und 
bis zur Erlangung meiner Freiheit beginne 
ich ab dem 25.5.2006 mit einem Todesfa- 
sten. Und die Türkei kann nur meine Lei- 
che ausgeliefert bekommen. Ich rufe alle de- 
mokratischen Menschen und Institutionen 
zur Solidarität auf Schweigt nicht! Wenn 
Ihr schweigt, dann seid Ihr dann dran! 
Freundliche Grüße Yusuf Karaca 


Fortsetzung von $. 1: Free Rene! 


Wir suchen weiterhin Zeugen, die am 10. 
Juni in Warschau waren und Festnahmen 
oder Auseinandersetzungen auf dem End- 
kundgebungsplatz gesehen haben. Bitte 
meldet euch bei uns, damit wir die absur- 
den Vorwürfe der polnischen Justiz aushe- 
beln können. 

Weitere Informationen findet ihr auf 
www.queerberlin.tk 
Free Rene! Smash Homophobia! 


Kaution abgelehnt 


Rene hatte sich am 10. Juni an der Parade 
für sexuelle Gleichberechtigung beteiligt 
und wurde nach einer Rangelei mit Gegen- 
demonstranten der extrem rechten Partei 
Narodowe Odrodzenie Polski (NOP) auf 
dem Endkundgebungsplatz von der polni- 
schen Polizei festgenommen. 

Am 5. Juli wurde der Antrag auf Freilas- 
sung gegen Kaution von der Warschauer 
Staatsanwaltschaft abgelehnt. Vier Polizi- 
sten geben an, Rene K. hätte sie allein mit 
einem Schlagstock und Reizgas bei der 
oben beschriebenen Rangelei angegriffen. 
Obwohl Rene keine waffenähnlichen Ge- 
genstände bei seiner Festnahme dabei hat- 
te und nach eigenen Angaben nicht einmal 
in der Nähe der Auseinandersetzung war, 
wird an dieser Version festgehalten und der 
Haftbefehl so begründet. Der weitere Vor- 
wurf des Besitzes geringfü- 
giger Mengen Drogen fin- 
det sich in der neuen Haft- 
begründung nicht wieder. 

Seit seiner Festnahme hat 
Rene keine Post erhalten 
und durfte seine Angehöri- 
gen erst einmal sehen. Die 
deutsche Botschaft in War- ! 
schau, die ihn anfangs 
nicht unterstützte, setzt 
sich nun vermehrt für bes- 
sere Haftbedingungen ein. 
Weiterhin hat sich die im 
Ostblock tätige Organisati- 
on Helsinki Foundation for Human Rights 
eingeschaltet, um eine breite Öffentlichkeit 
für den Fall zu schaffen. 

Martin Seiler von Queer-Berlin 


Solidarität! 
Aus einem Artikel auf Indymedia 


Welche Möglichkeiten es gibt, Solidarität 
mit Rene zu zeigen, und wie sich seine Ver- 
haftung politisieren lässt, machen Men- 
schen in Leipzig (Soli-Kundgebung vordem 
polnischen Generalkonsulat am 15. Juli mit 
60 Menschen), in Köln (Kundgebung auf 
der Domplatte am 23. Juli (http://queerge- 
stellt.de), in Dresden (http://de.indyme- 
dia.org/2006/07/152876.shtml) und nicht 
zuletzt in Berlin (Kundgebung vor der pol- 


nischen Botschaft am 23. Juni (http://de.in- 
dymedia.org/2006/06/150849.shtml/ Free- 
Rene Block auf dem Transgenialen CSD 
http://de.indymedia.org/2006/06/150928. 
shtml am 24. Juni / Aktionen auf dem 
schwul/lesbischen Straßenfest am 15. Juli 
http://blacksec.org/»warschau_soli/Les- 
bischschwulesStadtfest.htm / Free-Rene 
Block auf dem CSD am 22. Juli) vor. 
Machts mit, machts nach, machts besser! 


Einige Beispiele: 

1. Unterschriften für die Freilassung von 
Rene sammeln. Diese sollen dem polnischen 
Botschafter in Berlin übergeben werden. 
(Unterschriftenlisten zum Runterladen un- 
ter http://www.queerberlin.tk) 

2. Interaktion mit verantwortlichen Insti- 
tutionen in Deutschland und Polen, z.B. 
POLNISCHE BOTSCHAFT / Lassenstr. 19-21 
/ 14193 Berlin. Tel:030/223130 / Fax: 
030/22313155 / E-mail: info@botschaft- 
polen.de 
DEUTSCHE BOTSCHAFT IN WARSCHAU/ ul. 
Dabrowiecka 30 / 03-932 Warszawa. Tel.: 
0048-22-58 41 700 / Tel.: 0048 - 22 58 41 
951 / Fax.:0048-22-58 41 739 | rk- 
sl@wars.auswaertiges-amt.de 
AUSWÄRTIGES AMT / Fachabteilung Polen 
/ Werderscher Markt 1 / 10117 Berlin. Tel.: 
0188817 3742 | e08-2@diplo.de 
GENERALKONSULAT IN HAMBURG | 
Gründgensstr. 20 / 22309 Hamburg. 
Tel:040/61187-0 / Fax: 040/6325030 | 
Konsulat.Hamburg@botschaft-polen.de 
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GENERALKONSULAT IN KÖLN / Lindenal- 
lee 7 / 50968 Köln. Tel:0221/937300 | Fax: 
0221/343089 / _ Konsulat.Koeln@bot- 
schaft-polen.de 

GENERALKONSULAT IN LEIPZIG / Trufano- 
wstrasse 25 / 04105 Leipzig. Tel: 
0341/5623300 / Fax:0341/5623333/ Kon- 
sulat.Leipzig@botschaft-polen.de 
GENERALKONSULAT IN MÜNCHEN / Rönt- 
genstr. 5 / 81679 München. Tel: 089/ 
4186080 / Fax: 089/471318 / Konsulat. 
Muenchen@botschaft-polen.de 

3. Öffentlichkeit für den Fall durch Dis- 
kussionen, Veröffentlichungen und Aktio- 
nen schaffen. 

4. Geld für AnwältInnen, Renes Lebens- 
haltungskosten im Gefängnis und unsere 
Arbeit sammeln. Spenden überweisen an: 
Rote Hilfe Berlin, Kto: 7189590600, BLZ: 
10020000, Stichwort: Warschau 


Kritik zum Film: Ulrike Meinhof — Wege in den Terror 


Zur Vorgeschichte dieser Kritik 


Als Ulrike Meinhof in den Knast kam, war 
ich erst 15. Später habe ich mich beteiligt 
an verschiedenen Kampagnen und Demos 
gegen die Isolationsfolter (z.B. Hunger- 
streikdemo in Bonn) und für die Freilassung 
der politischen Gefangenen. Letztes Jahr er- 
fuhr ich von einem Freund, dass der Fern- 
sehsender Radio Berlin-Brandenburg (RBB) 
eine Dokumentation zum 30. Todestag von 
Ulrike Meinhof plant. Im Rahmen der Dre- 
harbeiten besuchte der RBB auch meine Ar- 
beitsstelle, die Jugendwerkstatt Reinicken- 
dorf. In diesem Gebäude befand sich früher 
der Mädchenknast, in dem Ulrike 
Meinhof als Journalistin für ihr Buch 
„Bambule. Fürsorge - Sorge für 
wen?“ recherchiert hat. Der Regisseur 
Eberhard Itzenplitz hat dieses Buch 
dann verfilmt. Nachdem am 14. Mai 
1970 ein Kommando der RAF, zu dem 
auch Ulrike Meinhof gehörte, And- 
reas Baader befreite, wurde der Film 
verboten. Erst nach über 20 Jahren 
wurde Bambule gesendet. Bei den 
Dreharbeiten auf unserem Gelände 
lernte ich den RBB-Regisseur Sascha 
Adamek und auch Eberhard Itzenplitz 
kennen. Ich versuchte herauszufin- 
den, in welche Richtung der Film ge- 
hen soll. Bei den Gesprächen hatte ich 
den Eindruck, dass sie versuchen, ei- 
nen fairen Film zu machen. Nachdem 
ich den Film gesehen hatte, packte 
mich die Enttäuschung und die Wut. 

So schrieb ich diese Kritik. Es gäbe 
an diesem Film noch mehr zu kriti- 
sieren, aber dies war zunächst eine 
persönliche Kritik mit Anschreiben an 
Sascha Adamek. Deshalb habe ich nur 
das kritisiert, was Originalton RBB ist. 
Leider (oder eher: aus gutem Grun- 
de?) hat Sascha Adamek darauf nicht 
reagiert. FreundInnen rieten mir nun, den 
Text doch weiterzureichen, da sie ihn in- 
teressant fanden. 


Kritik 
1 Schon der Untertitel „Wege in den Ter- 
.ror“ zeigt die Richtung an, in die der 
Film geht. Selbst Stefan Aust hat sich da 


etwas mehr zurückgenommen und „Wege 
in den Untergrund“ gewählt. 


7) Die Behauptung, Ulrike Meinhof hät- 

.te einen Gehirntumor gehabt, ist 
falsch. Die Krankengeschichte Ulrike Mein- 
hofs aus dem Jahre 1962 stellt fest, dass es 
sich nicht- wie die Bundesanwaltschaft in 
ihrem Schreiben vom 4.1.73 bewusst falsch 
darstellte- um einen Tumor handelte, son- 
dern um ein Cavernom des sinus caverno- 
sus, einem Schwamm aus blutgefüllten 
Bindegewebsräumen, wie er während der 
Schwangerschaft entstehen kann. Diese 
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Diagnose war der Bundesanwaltschaft be- 
kannt. 

3 Ihr zitiert Ulrike Meinhof aus der Ko- 
_—) olumne „Warenhausbrandstiftung“ mit 
den Worten: 

„Das progressive Moment einer Warenh- 
ausbrandstiftung liegt nicht in der Ver- 
nichtung der Waren, es liegt in der Krimi- 
nalität, im Gesetzesbruch.“ Dieses Zitat ist 
richtig, aber hier völlig aus dem Zusam- 
menhang gerissen. 

Dadurch wird der Eindruck erweckt, als 
rufe Ulrike Meinhof zu solchen Taten auf 
und verteidige außerdem jeglichen Geset- 
zesbruch. Sie schreibt direkt vor diesem Zi- 


tat: „Immerhin, die Vernichtung gesell- 
schaftlich produzierten Reichtums durch 
Warenhausbrand unterscheidet sich quali- 
tativ nicht von der systematischen Ver- 
nichtung gesellschaftlichen Reichtums 
durch Mode, Verpackung, Werbung, einge- 
bauten Verschleiß. So gesehen, ist Waren- 
hausbrandstiftung keine antikapitalistische 
Aktion, eher systemerhaltend, kontrarevo- 
lutionär.“ Ulrike Meinhof schreibt kurz da- 
nach zum „progressiven Moment“ der Tat: 
„Das Gesetz, das da gebrochen wird durch 
Brandstiftung, schützt nicht die Menschen, 
sondern das Eigentum.(...) Die da Schindlu- 
der treiben mit dem Eigentum, werden 
durch das Gesetz geschützt, nicht die, die 
den Reichtum schaffen durch Arbeit und 
Konsum, sondern die, die ihn sich gemäß 
der Gesetzgebung im kapitalistischen Staat 
rechtmäßig aneignen. Das Gesetz soll die, 
die das alles produzieren, von ihren Pro- 


dukten fernhalten. Und so desperat es auch 
immer sein mag, ein Warenhaus anzuzün- 
den, dies, dass die Brandstifter mit den Pro- 
dukten tun, was sie wollen, das Gesetz bre- 
chen, das nur den sog. Eigentümern erlaubt, 
mit ihrem Eigentum zu machen, was sie 
wollen, das Gesetz brechen, das die Logik 
der Akkumulation schützt, nicht aber die 
Menschen vor dieser Logik und ihren bar- 
barischen Folgen, dieser Gesetzesbruch ist 
das progressive Moment einer Warenhaus- 
brandstiftung, muss als solches erkanntund 
anerkannt werden, wird dadurch nicht aus- 
gelöscht, dass die damit zusammenhän- 
gende Gütervernichtung eher systemerhal- 
tend ist, materiell also der antikapita- 
listischen Intention widerspricht.“ (...) 
Und im Schlussabsatz: „So bleibt, 
dass das, worum in Frankfurt prozes- 
siert wird, eine Sache ist, für die Nach- 
ahmung- abgesehen noch von derun- 
geheuren Gefährdung für die Täter, 
wegen der Drohung schwerer Strafen 
- nicht empfohlen werden kann.“ (...) 


A Nach dem Passus mit der Baa- 
X .derbefreiung kommt wieder ein 
verzerrendes Zitat von euch : 

„Wir sagen natürlich, die Bullen 
sind Schweine. Wir sagen, der Typ in 
Uniform ist ein Schwein, kein Mensch. 
Und so haben wir uns mit ihnen aus- 
einanderzusetzen. Das heißt, wir ha- 
ben nicht mit ihm zu reden, und es ist 
falsch, überhaupt mit diesen Leuten 
zu reden. Und natürlich kann ge- 
schossen werden“ (Tonbandaufnah- 
me aus dem Untergrund). 

Im „Konzept Stadtguerilla“ hört 
sich das ganz anders an: 

„Am 14. Mai ebenso wie in Frank- 
furt, wo zwei von uns abgehauen sind, 
als sie verhaftet werden sollten, weil 
wir uns nicht einfach verhaften las- 
sen - haben die Bullen zuerst geschossen. 
Die Bullen haben jedes Mal gezielte Schüs- 
se abgegeben. Wir haben z.T. überhaupt 
nicht geschossen, und wenn, dann nicht ge- 
zielt. 

In Berlin, in Nürnberg, in Frankfurt. Das 
ist nachweisbar, weil es wahr ist. Wir ma- 
chen nicht rücksichtslos von der Schus- 
swaffe Gebrauch. Der Bulle, der sich in dem 
Widerspruch zwischen sich als „kleinem 
Mann“ und als Kapitalistenknecht, als klei- 
nem Gehaltsempfänger und Vollzugsbeam- 
ten des Monopolkapitals befindet, befindet 
sich nicht im Befehlsnotstand. Den Bullen, 
der uns laufen lässt, lassen wir auch lau- 
fen.“ 


[L Und noch mal zur Baader-Befreiung: 
_) „Zum Vorwurf, dass der Institutsange- 
stellte Linke angeschossen wurde (ebenfalls 
aus dem „Konzept Stadtguerilla“): 

„Die Frage, ob die Gefangenenbefreiung 


auch dann gemacht worden wäre, wenn wir 
gewusst hätten, dass ein Linke dabei ange- 
schossen wird - sie ist uns oft genug ge- 
stellt worden -, kann nur mit Nein beant- 
wortet werden. (...) Es gab bei Berücksichti- 
gung aller Möglichkeiten und Umstände 
keinen Grund für die Annahme, dass ein 
Ziviler sich noch dazwischen werfen könn- 
te und würde. Dass die Bullen auf so einen 
keine Rücksicht nehmen würden, war uns 
klar. Der Gedanke, man müsste eine Ge- 
fangenenbefreiung unbewaffnet durch- 
führen, ist selbstmörderisch.“ 


6 Zum Passus der Kinderverschleppung 
“durch Aust: O-Ton RBB: 

„(...) Stefan Aust erhält Informationen, 
dass die Kinder auf Sardinien festgehalten 
werden ...“ Diese Feststellung ist nun wirk- 
lich das Allerletzte! Die Kinder wurden 
nicht auf Sizilien festgehalten. Im Gegen- 
teil, Ulrike Meinhof wollte aus berechtigten 
Gründen nicht, dass sich der Erzeuger (ich 
weigere mich, diesen Menschen als Vater 
zu bezeichnen) der Kinder bemächtigt. Des- 
halb ließ sie diese zu Freunden nach Sizi- 
lien bringen. 

O-Ton RBB: „Es gelingt ihm, die Zwillin- 
ge nach Deutschland zurückzubringen, zu 
ihrem Vater.“ Aust hat die Kinder ver- 
schleppt! (Wie er selber sagt). 


7 Zur Detonation bei Springer: 

„Ihr vergesst zu sagen, dass die RAF 
rechtzeitig gewarnt hat. Sie beging nur den 
Fehler, Springer und Polizei Menschlichkeit 
zu unterstellen; es wurde (wohl bewusst) 
nicht geräumt. 


8 Zur Frage des „Gruppendrucks“ bzw. 
“Druck auf andere: 

O-Ton RBB: 

„Baader und Ensslin und Mahler geben 
nun den Ton an. Immer mehr nach dem 
Prinzip Befehl und Gehorsam“ (Was sind 
eure Quellen, eure Belege?). 

Aus dem „Konzept Stadtguerilla“: Dass 
es bei uns „Offiziere und Soldaten“ gäbe, 
dass jemand jemandem „hörig“ sei, dass je- 
mals jemand „liquidiert“ werden sollte, 
dass Genossen, die sich von uns getrennt 
haben, noch was von uns zu befürchten 
hätten, dass wir uns mit der vorgehaltenen 
Knarre Zutritt zu Wohnungen verschafft 
hätten oder Pässe, dass „Gruppenterror“ 
ausgeübt wurde- das ist alles nur Dreck.“ 


9 Zu der (von euch wieder nicht beleg- 
„ten) Behauptung einer Isolierung Ulri- 
ke Meinhofs innerhalb der Gruppe: 

O-Ton RBB: 

„Innerhalb der Gruppe ist Ulrike Meinhof 
zusehends isoliert. Als der Prozess beginnt, 
haben sich die anderen Mitglieder deutlich 
von ihr abgewandt. Sie beschimpfen sie als 
bürgerlich und elitär.“ Und weiter: „Sie 
selbst hat immer mehr Zweifel. ‚Angst ist 
reaktionär, schreibt sie in einem Brief.“ Und 
weiter O-Ton RBB: 

„Die Konflikte zwischen Baader und Ens- 


slin auf der einen und Ulrike Meinhof auf 
der anderen Seite eskalieren zum Psycho- 
krieg.“ Dafür liefert ihr keine Belege, nur 
die Aussage des Knastwärters Bubeck, der 
schon dieses unerträgliche Buch hat schrei- 
ben lassen. 

Weiter O-Ton RBB: 

„Insbesondere mit Gudrun Ensslin 
kommt es zu offener Feindschaft.“ Zusam- 
men mit Zitaten aus Briefen von Ulrike 
Meinhof („Das Gefühl, es explodiert einem 
der Kopf“ (...) „Klar, dass man da drin lie- 
ber tot wäre ...“) untermauert ihr damit die 
Falschmeldungen der Bundesanwaltschaft. 

Zur Abstützung der Selbstmordthese lan- 
cierte die Bundesanwaltschaft derartige 
Meldungen, die als Selbstmordmotiv Ulri- 
ke Meinhofs fungieren sollten. Bereits we- 
nige Stunden nach ihrem Tod ließ die Bun- 
desanwaltschaft eine diesbezügliche Pres- 
semitteilung verbreiten. 

Sowohl Schreitmüller (Regierungsdirek- 
tor, stellvertretender Leiter der JVA Stamm- 
heim) als auch Henck (Regierungsmedi- 
zinaldirektor, Gefängnisarzt der JVA 
Stammheim) erklärten entschieden, dass 
von der Anstalt nichts an Informationen, 
Berichten usw. - weder offiziell noch inof- 
fiziell - zu dieser von der Bundesanwalt- 
schaft verbreiteten Meldung von Spannun- 
gen und Entfremdungsprozessen innerhalb 
der Gruppe rausgegeben worden wäre. Bei- 
de sagten, dass sie dies auch gar nicht ge- 
konnt hätten, weil es dafür keinen Beleg 
oder Hinweis gegeben hätte, da diese 
„Spannungen“ nie existiert hätten. 

Auch dem baden-württembergischen Ju- 
stizminister Bender war davon nichts be- 
kannt. 

Kaul, ein Bundesanwalt, der mit dem Ver- 
fahren nichts zu tun hatte, sprach bereits 
zwei Stunden nach dem Bekannt werden 
des Todes von Ulrike Meinhof gegenüber 
der Presse von „Spannungen innerhalb der 
Gruppe“. Briefe von Ulrike Meinhof - vor- 
geblich aus ihrem Nachlass - sollten dies 
beweisen. Später stellte sich dann heraus, 
dass diese Briefe nicht nach ihrem Tod ge- 
funden worden waren, sondern aus Be- 
schlagnahmungen bei Zellendurchsuchun- 
gen von 1973 bis 1975 stammten. Die Brie- 
fe wurden am Nachmittag des 10. Mai ei- 
nem Journalisten während der Justizpres- 
sekonferenz in Karlsruhe zugespielt und 
nach dem Druckerstreik im Rahmen einer 
vorbereiteten Kampagne in verschiedenen 
überregionalen Zeitungen und später im 
Stern platziert. Generalbundesanwalt Bub- 
ack nannte das „offensive Information ... es 
kommt darauf an, wie, wann und welche 
Informationen weitergegeben werden“ 
(FAZ, 22.2.75). 

Auch in eurer Sendung findet sich kein 
Hinweis darauf, wann die Briefe geschrie- 
ben wurden. 

Im Beitrag, der z.B. in der Frankfurter 
Rundschau abgedruckt wurde und die 
Selbstmordthese untermauern sollte, wur- 
den nur Fragmente herangezogen (genau 
wie in eurem Film) - allein aus dem Nach- 


lass Ulrike Meinhofs existieren 1200 Brie- 
fe, Protokolle etc. - weil die Briefe in der 
authentischen, d. h. ungekürzten und nicht 
aus dem Zusammenhang gerissenen Fas- 
sung das Gegenteil von dem beweisen, was 
der Staatsschutz suggerieren wollte. 


1 0 Direkt zum Tod von Ulrike Mein- 

„hof: 

O-Ton RBB: 

„In der Nacht vom 8. zum 9. Mai 1976 
nimmt sich Ulrike Meinhof das Leben. Es 
ist der Jahrestag des Kriegsendes und - es 
ist Muttertag.“ Was soll der Hinweis auf den 
Muttertag? Noch ein Beweis mehr, welch’ 
schlechte Mutter Ulrike Meinhof war? 

Aber davon abgesehen: Konntet ihr die- 
se Frage nicht wenigstens offen lassen, an- 
statt euch zum Staatsbüttel zu machen? 

Es gibt den „Bericht der Internationalen 
Untersuchungskommission“, in dem detail- 
liert nachgewiesen wird (medizinisch und 
kriminalistisch), dass es kein Selbstmord 
gewesen sein kann (s. Kopien der Kurzzu- 
sammenfassung). Noch bevor die ersten 
Untersuchungsergebnisse überhaupt ein- 
gingen, erfolgte durch das Justizministeri- 
um eine Festlegung auf die Selbstmordthe- 
se, was auch der Presse mitgeteilt wurde. 
Dieses wurde wiederholt beim Tod der Ge- 
fangenen in Stammheim am 18.10.77. 

Außerdem ist bekannt, dass Ulrike Mein- 
hof in den letzten Monaten vor ihrem To- 
de insbesondere an folgenden Themen ge- 
arbeitet hat: Russische Oktoberrevolution, 
Dritte Internationale, Geschichte der BRD, 
Geschichte der SPD, Funktion der BRD in 
der imperialistischen Kette. 

Die Beiträge zu diesen Themen hatte sie 
in einem schweren Aktendeckel aus Kunst- 
stoff aufbewahrt, den sie auch bei Besuchen 
mit sich trug, um die Schriftstücke vor der 
Einsicht durch den Staatsschutz zu schüt- 
zen. Bei der Übergabe der Unterlagen an 
den Testamentsvollstrecker befanden sich 
in diesem Aktendeckel keinerlei Manus- 
kripte, sondern lediglich wenige Gerichts- 
beschlüsse und Zeitungsausschnitte. Das 
gleiche Muster wiederholte sich nach der 
Bekanntgabe des Todes von Gudrun Enss- 
lin, Jan-Carl Raspe und Andreas Baader. 

Zwei Tage vor ihrem Tode wurde Ulrike 
Meinhof von dem italienischen Rechtsan- 
walt Giovanni Capelli besucht. Dieser er- 
klärte auf einer Pressekonferenz am 9. Mai 
1976 in Stuttgart, dass er Ulrike Meinhof 
am 6. Mai d.J. „aufgeschlossen für alle The- 
men“ erlebt habe. „Wir verabredeten, dass 
wir uns bald wieder sehen. Sie hat sich ver- 
halten wie jemand, der leben will“. 

Renate Döhr 


Quellenangabe: 

Ulrike Meinhof: Die Würde des Menschen ist an- 
tastbar Aufsätze und Polemiken Wagenbach 
(2004) 

Rote Armee Fraktion: Das Konzept Stadtguerilla 

Bericht der Internationalen Untersuchungskom- 
mission: Der Tod Ulrike Meinhofs 

Hrsg.: B.A.M.B.U.L.E. 

Unrast - Reprint: (2001) 


Neues im Potsdamer 
Antifa-Prozess 


Zur Erinnerung: Im Juni 2005 wurden in 
Potsdam fünf AntifaschistInnen festge- 
nommen, nachdem ein stadtbekannter 
Neonazi bei einer Auseinandersetzung ei- 
ne 4 cm lange Platzwunde davontrug. Ge- 
gen die fünf wurde wegen versuchten Mor- 
des ermittelt. Eine Betroffene, Julia S., saß 
aufgrund dieses Tatvorwurfs fünf Monate 
in Untersuchungshaft. 

Der Mordvorwurf gründete sich einzig 
auf der Einschätzung des damals ermit- 
telnden Staatsanwaltes P. Petersen, die Tä- 
terInnen seien AntifaschistInnen und wür- 
den als solche den Tod eines Nazis jeder- 
zeit beabsichtigen oder wenigstens billi- 
gend in Kauf nehmen. 

Somit erklärte er alle AntifaschistInne zu 
potentiellen MörderInnen. 

Die gleiche Abteilung der Staatsanwalt- 
schaft sah in einem kurz darauf folgenden 
brutalen Überfall von 15 Neonazis auf ei- 
nen Potsdamer Antifaschisten und dessen 
Begleiter, bei dem einem Opfer mit einer ab- 
geschlagenen Bierflasche in den Hals ge- 
stochen wurde, nur eine gefährliche Kör- 
perverletzung. 

Sehr schnell nach der Festnahme der fünf 
Antifas gründete sich eine Soligruppe, die 
sich zum Ziel setzte, die Betroffenen zu un- 
terstützen, insbesondere die Gefangene aus 
dem Knast zu holen, und dem Versuch, An- 
tifaschismus zu kriminalisieren und zu dif- 
famieren, offensiv entgegenzutreten. Durch 
intensive Pressearbeit, mehrere Knastkund- 
gebungen, Kommunikationsguerilla-Ak- 
tionen u.ä. wurde massiver öffentliche 
Druck aufgebaut, von immer mehr Seiten 
kam die Forderung nach Freilassung der 
jungen Antifaschistin und Kritik an der ein- 
deutig politisch motivierten und komplett 
überzogenen Anklageschrift. 

Das mediale Aufsehen und der massive 
öffentlichen Druck zwangen die Staatsan- 
waltschaft in die Defensive. Petersen ließ 
sich monatelang verleugnen und hielt ent- 
lastende Beweismaterialien zurück, wo- 
durch die U-Haft der inhaftierten Antifa- 
schistin künstlich verlängert wurde. Doch 
schließlich musste sie im November 2005 
nach fünf Monaten Haft entlassen werden, 
nachdem die Konstrukte der Staatsanwalt- 
schaft öffentlich nicht mehr zu rechtferti- 
gen waren. 

Die mittlerweile bekannt gewordene Ver- 
setzung Petersens von der Abteilung für Po- 
litische Straftaten zu den Allgemeinen 
Strafsachen betrachten wir als direkte Kon- 
sequenz aus seinem Vorgehen und der po- 
litischen Niederlage, die die Staatsanwalt- 
schaft hinnehmen musste. 

In diesem Jahr endlich wurde die Ankla- 
ge vom zuständigen Richter auf gefährli- 
che Körperverletzung herabgestuft, da ein 
unabhängiges Gutachten ergab, was von 
Anfang an offensichtlich war: dass über- 
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haupt keine Tat vorliegt, die als versuchte 
Tötung bewertet werden kann. 

Der Prozess der fünf Antifas findet vom 
7. August bis 13. September im Landgericht 
Potsdam statt. Es wird mit massiver Präsenz 
von Neonazis aus Potsdam, Berlin und Um- 
gebung gerechnet, da stadtbekannte Neo- 
nazis auf der Zeugenbank sitzen werden. 
Außerdem hat das Opfer Nebenklage ein- 
gereicht und wird vom - in der Naziszene 
renommierten - Rechtsanwalt W. Narrath 
vertreten. Dieser war Vorsitzender der Wi- 
king-Jugend, Redner auf verschiedenen 
NPD-Demonstrationen und verteidigte 
schon diverse gewalttätige Neonazis in 
ihren Prozessen. 

Wir sind dringend auf personelle Unter- 
stützung während des Prozesses angewie- 
sen. Wir würden uns freuen, wenn einzel- 
ne Gruppen zu bestimmten Terminen mo- 
bilisieren würden und im Voraus mit uns 
Kontakt aufnehmen könnten. Auch finan- 
zielle Hilfe wird immer noch benötigt. 

Soligruppe Potsdam - 10.7.2006 


Voraussichtliche Prozesstermine: 
Mo, 7.8. 9.00 Uhr 

Mi, 9.8. 9.00 Uhr 

Mo, 14.8. 9.00 Uhr 

Mi, 16.8. 13.15 Uhr 

Mo, 21.8. 13.15 Uhr 

Mi, 23.8. 9.00 Uhr 

Mo, 28.8. 13.15 Uhr 

Mi, 30.8. 13.15 Uhr 

Mo, 4.9. 9.00 Uhr 

Mi, 6.9. 9.00 Uhr 

Mo, 11.9 9.00 Uhr 

Mi, 13.9. 11.30 Uhr 

Landgericht Potsdam, Friedrich-Ebert-Str. 
32, Tram-Haltestelle „Nauener Tor" 


Spendenkonto (für Anwalts- und Prozess- 
kosten): 
Kontoinhaber: Rote Hilfe e.V. Potsdam 
Kreditinstitut: Postbank Stuttgart 
BLZ: 600 100 70 
Kontonummer: 151907703 
Verwendungszweck: soligruppe 
e-Mail: soligruppe-potsdam@gmx.net 
Homepage: http://soligruppe-potsdam.de 


Indizierungsantrag 
gegen Autonomenbuch 
zurückgewiesen 


Wir freuen uns, euch/Ihnen mitteilen zu 
können, dass dem Indizierungsantrag, des 
Familienministeriums gegen das Buch 
„Autonome in Bewegung“ vom zuständi- 
gen 12er-Gremium in der Sitzung vom 6. 
Juli 2006 nicht stattgegeben wurde. 
Allen, die uns in den vergangenen Wo- 
chen durch Zuspruch und kritische Be- 
richterstattung in dieser Angelegenheit un- 
terstützt haben, möchten wir herzlich dan- 
ken. 
Assoziation A 


Todesstrafe 
in Berlin ? 


Was zur Zeit in den Berliner Haftanstalten 
vor sich geht, beschreibt selbst der Tages- 
spiegel in seiner Ausgabe vom 25.7.06 mit 
skeptischen Worten: „In diesem Jahr gibt 
es eine regelrechte Welle von Todesfällen 
in Gefängnissen. 14 Gefangene starben in 
den ersten sieben Monaten, 2005 waren es 
im ganzen Jahr 16, in den Jahren 2002 bis 
2004 jeweils nur elf. Gefangene machen die 
schlechteren Haftbedingungen für den 
deutlichen Anstieg verantwortlich. Die 
Haftbedingungen waren in diesem Jahr be- 
reits Thema von zwei Anfragen im Parla- 
ment, von den Grünen und der PDS. In den 
Antworten von Justizsenatorin Schubert 
heißt es, dass die Haupttodesursachen von 
Gefangenen Suizide und Herz-Kreislauf- 
Erkrankungen seien.“ 

Der Justizvollzug in Berlin ist seit Kaisers 
Zeiten unverändert strukturiert, U-Haft 
wird selbst für kleine Delikte schnell ver- 
hängt, und bis zum Prozess hat die JVA Mo- 
abit den Auftrag, den Gefangenen weich zu 
kochen. 

Das bedeutet für 70% der Gefangenen in 
Moabit Unterbringung nach Hochsicher- 
heitsbedingungen, für 10% Isolationshaft 
ohne jeden Kontakt zu anderen und für 20% 
etwas lockeren Knast durch Beschäftigung 
als Hausarbeiter etc. Es kommt durch die 
Ungewissheit über die eigene Zukunft zu 
einigen Verzweiflungstaten, jedoch sind 
nicht alle von der Senatsverwaltung ge- 
meldete Selbstmorde auch wirklich welche. 

Es sind oft vermeidbare Todesfälle, weil 
die medizinische Versorgung in Moabit mi- 
serabel ist, und manchmal stimmen die 
Pressemeldungen auch gar nicht mit der 
realen Situation überein, z.B. Erhängen mit 
Schnürsenkel ist kaum möglich, odertot auf 
dem Flur gefunden, obwohl Einschluss ist. 

Weil der Leiter des Haftkrankenhauses, 
Dr. Rainer Rex, weder Angehörigen, An- 
wälten noch externen Ärzten Akteneinsicht 
gewährt ist eine Überprüfung der Fälle un- 
möglich. 

Die JVA Tegel steht für einen perspekti- 
vlosen Verwahrvollzug, ohne Vollzugsplä- 
ne wird bis Endstrafe vollstreckt. Lebens- 
lange Strafen werden bis zum letzten Tag 
verbüßt, aber auch kurze Ersatzfreiheits- 
strafen werden bei haftunfähigen Alkoho- 
likern schon mal zum „lebenslänglich“. 

Im gesamten Berliner Vollzug werden 
Krankmeldungen von Gefangenen als Si- 
mulation und Sabotage aufgefasst, von in- 
kompetentem Personal notdürftig verwal- 
tet. 

Die Justizbeamten leiden unter ihrem ei- 
genen Aggressionspotential, ständig Kon- 
frontationen mit Gefangenen suchend, 
kommt es in Moabit fast täglich zu Alar- 
mauslösungen. Obwohl die Gefangenen 
nur ihre Ruhe wollen. Der Anstieg der To- 
desfälle könnte aus den immer länger wer- 


denden Haftzeiten resultieren. Ein stagnie- 
render Apparat muss ständig mehr Men- 
schen verarbeiten, dass einige davon auf 
der Strecke bleiben, wird von den Gerich- 
ten dabei als „Generalprävention“ bezeich- 
net. 


Auf eine Anfrage der PDS 
http://www36.websamba.com/Soligrup- 
pe/data/stuff/ka15-13341.pdf gab der Se- 
nat falsche Antworten, z.B. trifft es sehr 
wohl zu, dass Gefangene im Haftkranken- 
haus unbekleidet im Bunker festgekettet 
werden. 

Eine Zusammenstellung der Todesfälle 
gibt es auf http://freechristian.de.vu/ 

Da aber die meisten Gefangenen nicht 
über ein widerstandsfähiges Umfeld oder 
kämpferische AnwältInnen verfügen und 
das mediale Interesse sich in Grenzen hält, 
werden wir noch oft den Dreizeiler der Ju- 
stizverwaltung über den „Tod eines Gefan- 
genen“ lesen.“ 

Soligruppe Berlin 


Wir alle sind Feind 


Geheimdienste müssen endlich aufgelöst 
werden! 


Die Bundesregierung zieht 
im Schatten der Jubel- 
WM seit Jahrzehnten um- 
strittene Vorhaben durch. 
Jetzt steht die größte Be- 
fugnis- und Aufgabener- 
weitung der Geheimdien- 
ste seit ihrer Gründung an, 
fast unbemerkt von der 
Öffentlichkeit. Dass dabei 
Datenschutz, Menschen- 
rechte und das Grundge- 
setz auf der Strecke blei- 
ben, ist eigentlich nichts 
Neues mehr. 

Laut Referentenentwurf 
sollen künftig alle Ge- 
heimdienste Zugriff auf 
Fahrzeughalter- und 
Bankdaten erhalten, Aus- 
künfte bei Fluggesell- 
schaften sowie Post- und 
Telekommunikationsun- 
ternehmen einholen dürfen und sowohl den 
„internationalen Terrorismus“ als auch 
„verfassungsfeindliche Bestrebungen im 
Inland“ beobachten und bekämpfen. Ent- 
sprechendes gilt für die Verwendung des 
berüchtigten IMSI-Catchers. Die Nachrich- 
tendienste dürfen zusätzlich die europa- 
weite Ausschreibung von Personen über 
das Schengener Informationssystem (SIS) 
vornehmen. Außerdem sieht der Gesetzes- 
entwurf eine Ausdehnung der Prüffrist, in 
der über die weitere Speicherung der Per- 
sonendaten erneut entschieden wird, von 
bisher fünf auf nun zehn Jahre vor. 


Aufhebung der Verfassungsgrenzen 


Mit dem neuen Gesetzesentwurf wird die 
Beseitigung des von den westlichen Alli- 
ierten nach 1945 verfügten absoluten Ver- 
botes, die deutschen Sicherheitsapparate zu 
zentralisieren, forciert. Die bisher beste- 
henden Beschränkungen der Zusammenar- 
beit zwischen den deutschen In- und Aus- 
landsgeheimdiensten (Bundesnachrichten- 
dienst, Militärischer Abschirmdienst, Ver- 
fassungsschutz) sowie Polizei- und Straf- 
verfolgungsbehörden werden ausgehebelt 
und ihre Überwachungs- und Kontrollbe- 
fugnisse erweitert. 


Fehlt nur noch das Recht zu foltern 


Gleichzeitig fordert der Präsident des Bun- 
desverfassungsschutzes (Heinz Fromm) die 
Nutzung von Informationen, die durch Fol- 
ter erpresst wurden. Entsprechend forderte 
der Vorsitzende des Deutschen Richter- 
bunds beim Fall Daschner die Einführung 
von Folter als Mittel der polizeilichen Auf- 
klärung. 


Geheimdienste sind demokratisch 
nicht kontrollierbar 

Alleine die Spitze des Eisbergs der publik 
gewordenen Skandale um die bundesdeut- 
schen Geheimdienste - die Traube-Affäre, 
das Celler Loch, die Entführung des korea- 


THE RICH GET RICHER 


AND THE POOR GET PRISON 


nischen Komponist Isang Yun, der Mord- 
fall Schmücker, der Plutoniumhandel usw. 
zeigt, wie unkontrollierbar diese Apparate 
funktionieren. 


Konsequenzen für die Bespitzelten 


Sind jemandem mit unbequemen Ansich- 
ten keine Straftaten nachzuweisen, strafen 
die Dienste außerhalb des Strafrechts. Am 
Beispiel des Heidelberger Lehrers Michael 
Csaszköczy wird das deutlich: Obwohl ihm 
keine strafbaren Handlungen nachgesagt 
werden, darf er nicht unterrichten. Das Be- 
rufsverbot wird ausschließlich durch Er- 


kenntnisse des Verfassungsschutzes, die 
seine Meinungen und Ansichten bewerten, 
gerechtfertigt. Auch jene, die durch eine 
Willkürentscheidung der staatlichen Re- 
pressionsorgane in die ominösen schwarz- 
en Listen politischer Oppositioneller - offi- 
ziell „LIMO-Kartei“ genannt geraten sind, 
bekommen die Ergebnisse immer wieder an 
der eigenen Haut zu spüren. An Grenz- oder 
Straßenverkehrskontrollen müssen sie 
meist eine Sonderbehandlung über sich er- 
gehen lassen. Manche Grund- und Men- 
schenrechte sind inzwischen teilbar gewor- 
den. Auch im Vorfeld vor Versammlungen 
bekommt man diesen Eintrag oft zu spüren: 
Gefährderansprachen und verbale Drohun- 
gen über Inhaftierung sollen von einer Teil- 
nahme abhalten. 


Crowd Control und Aufstands- 
bekämpfung 

Bildungsministerin Annette Schavan haut 
in die gleiche Kerbe und übertrumpft sogar 
alle bisherigen Schreckensszenerien mit ih- 
rer Vorstellung von Aufstandsbekämpfung 
(„Crowd Control“) und der Verteidigung des 
westlichen Life-Style. In ihrer Eröffnungs- 
rede vor der Konferenz für Verteidigungs- 
und Sicherheitsforschung („Future Securi- 
ty‘) in Karlsruhe entlarvt Frau Schavan die 
typische Verzahnung ziviler und militäri- 
scher Forschungseinrichtungen ebenso wie 
die Vernetzung von Po- 
lizeiÄ, Militär, Geheim- 
diensten und privaten 
Unternehmen. Die in 
Millionenhöhe geför- 
derte nationale Sicher- 
heitsstrategie deckt sich 
mit der Absicht der Re- 
gierungsparteien, die 
Kompetenzen der Si- 
cherheitsbehörden wei- 
ter auszudehnen, und 
kommt den Wünschen 
der Rüstungsindustrie 
entgegen, den Wachs- 
tumsmarkt mit der Re- 
pression zu einem ein- 
träglichen deutschen 
Geschäft zu machen. 
Mathias Krause, Spre- 
cher des Bundesvor- 
stands der Roten Hilfe 
e.V., erklärt: „Die größ- 
te Ausweitung der Ge- 
heimdienstbefugnisse und -Aufgaben seit 
ihrem Bestehen richtet sich eindeutig ge- 
gen politische Oppositionelle. Wie schon 
durch die anderen Anti-Terror-Maßnah- 
men wird hier der Ausbau des Feindrech- 
tes zu einem ständigen Ausnahmezustand 
eskaliert. Prävention, Überwachung und 
Kontrolle - der Staat schützt sich unter Mis- 
sachtung der Grund- und Menschenrechte. 
Wir fordern die sofortige Auflösung aller 
Geheimdienste und die Löschung aller Li- 
sten politischer Oppositioneller.“ 
Bundesvorstand der Rote Hilfe e. V. 


Berufsverbot gegen 
ein Rote-Hilfe-Mit- 
glied trotz neuer For- 
Schungsergebnisse ? 


Einem Heidelberger Lehrer wird vom Rich- 
ter eine unzulässige Kritik am deutschen 
Staat nachgesagt, heute veröffentlichte For- 
schungsergebnisse zur NS-Justiz geben dem 
Betroffenen ein weiteres Mal Recht. Will der 
Richter seinen eigenen Berufstand reinwa- 
schen? 

Der Heidelberger Lehrer Michael Csasz- 
köczy darf nicht unterrichten, weil er laut 
Gericht „die Grenzen einer legitimen Kritik 
unseres Staates und seiner Verfassung mit 
Augenmaß weit überschritten“ hätte (Zitat 
aus der Urteilsbegründung gegen Michael 
Csaszköczy). Damit bezieht sich das Gericht 
insbesondere auf Auffassung der Antifa- 
schistischen Initiative Heidelberg (AIHD), 
die ihr Engagement unter anderem mit der 
Kontinuität zwischen dem Nationalsozialis- 
mus und der BRD begründen. Die am 4.7. 
veröffentlichten Forschungsergebnisse des 
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Marburger Politikwissenschaftlers Wolf- 
gang Form belegen erneut die Aussagen der 
AIHD, pikanterweise genau am Thema NS- 
Justiz und Kontinuität. 

Tagesschau.de fasst die Ergebnisse wie 
folgt zusammen: „Karriere ging nach 1945 
weiter. Viele Richter, die unter den Natio- 
nalsozialsten ihren Beruf ausübten, mach- 
ten auch nach 1945 Karriere im Justizsy- 
stem. Und viele Juristen vertraten lange die 
Meinung, sie hätten lediglich bestehendes 
Recht umgesetzt. Die Marburger Wissen- 
schaftler haben herausgefunden, dass die 
Richter häufig keine Probleme dabei hatten, 
das Recht so einzusetzen, wie die National- 
sozialisten von ihnen erwarteten. Mittler- 
weile ist man sich auch unter Juristen einig, 
dass die Justiz zwischen 1933 und 1945 


8 


em Staatsterrörismus! 


Demonstration gegen Berufsverbot3 am 25.3.06 in Karlsruhe 


weitgehend versagt hat. Deshalb gibt es seit 

vielen Jahren Fortbildungen für junge Juri- 

sten zum Thema NS-Justiz.“ 

Vermutlich sind es gerade diese Ergebnis- 
se, die den Richter beunruhigen, denn sei- 
ner Meinung nach wird durch solche Aus- 
sagen „die Bundesrepublik Deutschland 
haltlos angegriffen und diffamiert, es wird 
kaum verhüllt zum Kampf gegen die Grund- 
lagen unseres Staates und die ihn tragende 
Gesellschaft aufgerufen.“ (Zitat aus der Ur- 
teilsbegründung gegen Michael Csaszköczy) 
Die neuen Forschungsergebnisse der Mar- 
burger Wissenschaftler belegen im Bereich 
der Justiz, was in anderen Bereichen längst 
erforscht und mit ähnlichen Ergebnissen be- 
kannt ist: 

e Die Bundeswehr-Führungsspitze rekru- 
tierte sich aus alten Wehrmachtseliten, die 
Wiedergründung der Bundeswehr geht 
u.a. auf die Initiative eines alten Wehr- 
machtsklüngels zurück. 

Polizei, Verfassungsschutz, der MAD und 
BND (Dienst „Gehlen“) sind auf der 
Grundlage der „Fähigkeiten“ und der Mit- 
arbeit ehemaligen NS-Mitläufer und NS- 
Verbrecher aufgebaut worden. Juden- und 
Kommunistenverfolger wurde so erneut 
mit der Aufgabe betraut, den Staat zu 
schützen. 
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e Viele politisch Verfolgte des NS-Regimes 
fanden sich auf einmal nach dem KPD- 
Verbot 1958 vor denselben Richtern wie- 
der, die sie früher ins KZ oder in die To- 
deszellen geschickt hatten. Mathias Krau- 
se, Sprecher des Bundesvorstands der Ro- 
ten Hilfe e.V.: „Wir fordern die sofortige 
Aufhebung des Berufsverbots und die völ- 
lige Rehabilitierung und Entschädigung 
von Michael Csaszköczy. Die jetzt veröf- 
fentlichten Forschungsergebnisse lassen 
erneut das Konstrukt zusammenbrechen, 
mit welchem das Berufsverbot begründet 
wird und lässt die heutige Justiz wieder 
einmal im Licht der willigen Vollstrecker 
der Regierenden erscheinen. Fast könnte 
man sagen damals, wie heute.“ 

ROTE HILFE e.V. Bundesvorstand 


Belgien 


Brief von Sükriye Akar 


Sükriye Akar ist in Frühjahr wegen an- 
geblicher Mitgliedschaft in der DHKP-C in 
Belgien zu einer hohen Haftstrafe verur- 
teilt worden. Siehe auch Ausgabe 309. 
Wir veröffentlichen einen Brief von ihr 
vom 28. Juni 2006 . 


Meine Haftbedingungen: 


Da muss ich grundsätzlich zwischen dem 
Gefängnis in Brügge und dem Justizmini- 
sterium in Brüssel unterscheiden. Man muss 
auch grundsätzlich zwischen dem flämi- 
schen und wallonischen Teil Belgiens un- 
terscheiden. Wir befinden uns im flämi- 
schen Teil, und der ist im allgemeinen bes- 
ser als der wallonische. Das Gefängnis in 
Brügge gilt als eines der besten in Belgien. 
Ich denke, das ist richtig. Ich denke sogar, 
es ist eines der besten Gefängnisse in ganz 
Europa. Die Wärter(innen), die Direktion 
usw. sind sehr freundlich und hilfsbereit. 
Das Essen ist gut, die Kantine ist nicht teu- 
er, das Gefängnis ist sauber. Die Außenbe- 
dingungen vom Gefängnis her verdienen 
fast die Bestnote. Das einzige, was ich zu 
bemängeln hätte, wäre der Arzt. Der Arzt 
ist arrogant und nimmt einen nicht als 
Menschen wahr. Er lässt Dich richtig 
spüren, dass Du nur eine Gefangene und 
somit in seinen Augen der letzte Abschaum 
bist. Durch die Auflagen des Justizministe- 
rium in Brüssel befinden wir uns allerdings 
in Totalisolation. Mit der Begründung, dass 
wir gefährliche TerroristInnen wären, die 
das Personal und Mitgefangene jederzeit 
angreifen könnten, wir eine Gefährdung 
der Gesellschaft darstellen und Fluchtge- 
fahr bestünde. Darum muss ich den ganzen 
Tag alleine auf der Zelle bleiben, Besuch 
und Telefonate nur an nahe Verwandte 
möglich, Briefe werden kontrolliert (ein- 
und ausgehende), Hofgang eine Stunde am 
Tag an einen speziell dafür vorgesehenen 
Komplex, bestehend aus Beton mit hohen 
Mauern, Aktivitäten sind untersagt, wie 
Sport, Arbeit, Bücherei, Sprachkurse usw., 
Kontakte zur Außenwelt und Mitgefange- 
nen sind streng untersagt, Besuch nur hin- 
ter Glas möglich, vom Guckloch werde ich 
Tag und Nacht alle halbe Stunde kontrol- 
liert. (Du kannst Dir vorstellen, was das für 
die Nachtruhe bedeutet.) 


Politische Dimension: 


Unsere Verurteilung ist ein Paradebeispiel 
für die Instrumentalisierung der Justiz. So- 
wohl unser Verhaftung als auch unsere Iso- 
lation basiert darauf, dass man den Forde- 
rungen der Türkei nachgekommen ist. Un- 
ser Prozess ist im Zusammenhang mit den 
gesamten Entwicklungen nach dem 11. 
September zu sehen. 

Der Imperialismus hatte ja auch schon 
immer ihre „Rechtfertigungen“ Während 
des Kalten Kriege haben sie gegen die kom- 
munistischen „Diktaturen“ gekämpft, nun 


kämpfen sie gegen den „globalen Terror“. 
Und immer tun sie das im Namen der De- 
mokratie, Freiheit und Menschenwürde. 
Massaker, Besatzungen, Morde, Folter- Abu 
Ghraib, Irak, Guantanamo, CIA-Flüge oder 
F-Typ-Gefängnisse sind nur ein paar Stich- 
worte. Allen voran die USA, aber auch an- 
dere imperialistische Länder vergewaltigen 
die Menschenrechte geradezu. Aber sie sind 
die „Guten“ Und wer sich gegen deren Ver- 
brechen zur Wehr setzt, ist ein(e) Terro- 
rist(in). Bedauerlich und auffällig ist die 
zentrale Rolle der Massenmedien. Sie ver- 
zerren die Tatsachen und stellen mit ge- 
zielter Desinformation alles auf den Kopf. 

Bedauerlich ist auch die Naivität, um 
nicht zu sagen die Blindheit der Bevölke- 
rung westlicher Länder. Wie können sie so 
blind sein und nicht erkennen, dass ihnen 
sämtliche Rechte und Freiheiten entzogen 
werden? Wie können sie das wahre Gesicht 
der Anti-Terrorgesetze nicht erkennen? Wie 
können sie nicht sehen, dass sie in totaler 
Überwachung leben? Gerade jüngst wurde 
bekannt, dass sie USA sämtliche Geldü- 
berweisungen überwacht seit 4 Jahren. (...) 
Datenschutz? Wer hält sich dran? Auch die 
CIA-Flüge sind erwiesene Tatsachen. Und 
es wird noch härter kommen. Das europäi- 
sche Grundgesetz wird das Seinige dazu 
beitragen, Rechte und Freiheiten weitge- 
hend einzuschränken. 

Genauso ist unsere Verurteilung zu ver- 
stehen. Wir lassen uns davon nicht beein- 
drucken. Wenn der Kampf gegen Men- 
schenrechtsverletzungen, Massaker, Folter, 
Genozide, Imperialismus und Faschismus, 
sowie für Rechte und Freiheiten Terroris- 
mus ist - dann werden wir weiterhin Ter- 
roristen sein - für die Mächtigen. Denn der 
wahre Terrorist ist die USA, Großbri- 
tannien und kollaborierende neo-ko- 
loniale Staaten. 

Heute befinden wir uns als „Verur- 
teilte“ in Gefängnissen. Die Geschich- 
te wird aber unsere Verurteilung ver- 
urteilen. 

Mit diesen festen Glauben verbleibe 
ich ... Revolutionäre Grüße 
Sükriye Akar, 5354, Legeweg 200, B 
8200 Brügge, Belgien 


Schweiz 


Hungerstreik gegen 
drohende 
Abschiebung 


Erdogan E. befindet sich im Hunger- 
streik. Ihm droht die Auslieferung in 
die Türkei. Seit dem 10. Juli befindet er 
sich im Hungerstreik gegen jegliche 
Form von Faschismus wie auch gegen 
seine schlechten Haftbedingungen 
(siehe Erklärung unten). Die gleichen- 
tags abgeschickte Hungerstreiker- 
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DIE ABSCHIEBUNGEN UND 
| ABSEFERURBEN IR DIE TÜRKEI! I 


FREIHEIT 
FÜR ERDOGAN | 


klärung hat die gefängnisinterne Postzen- 
sur offensichtlich nur verzögert passiert. Sie 
ist erst jetzt beim Bündnis eingetroffen. 

Erdogan ist seit Februar aufgrund eines 
Auslieferungsgesuchs der Türkei inhaftiert. 
Er flüchtete 15-jährig aus der Türkei nach 
Europa, nachdem es in seinem politischen 
Umfeld zu Verhaftungen, Drohungen und 
Folter kam. Unter Folter erpressten die tür- 
kischen Behörden Aussagen gegen Erdo- 
gan, gemäß denen er an der Ermordung ei- 
nes Polizisten beteiligt gewesen sein soll. 
Die politische Situation, in die Erdogan aus- 
geliefert würde, ist nach wie vor von Men- 
schenrechtsverletzungen und Folter ge- 
prägt. 

Derzeit ist Erdogan einer zermürbenden 
Ungewissheit über die Entscheidung der 
schweizerischen Behörden ausgesetzt. Die- 
ses Warten verbringt er in der Isolations- 
haft, die lediglich durch einstündige 
wöchentliche Besuche durchbrochen wird. 
Laut Rechtsanwalt Marcel Bosonnet könn- 
te der Entscheid über seine Auslieferung 
demnächst getroffen werden. 

Um Erdogans sofortige Freilassung zu er- 
reichen, ist eine Unterschriftensammlung 
in Gang, die von mehreren hundert Men- 
schen unterzeichnet wurde: u.a. Prof. Ueli 
Mäder (Institut für Soziologie, Universität 
Basel), Prof. Jean Ziegler (UNO-Sonderbe- 
auftragter für das Recht auf Nahrung), Da- 
niele Jenni (Rechtsanwalt, Stadtrat Grüne 
Partei Bern - Demokratische Alternative), 
Greis (Hip-Hop-Künstler), Hans Schäppi 
(Präsident Solifonds SGB), Mehmet Akyol 
(Gewerkschaft UNIA, Zentralsekretariat), 
Marcel Bosonnet (Rechtsanwalt), Bernard 
Rambert (Rechtsanwalt), Rudolf Rechstei- 
ner (Nationalrat SPS), Heidi Mück 
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(Großrätin Grünes Bündnis, Basta), Urs 
Müller (Großrätin Grünes Bündnis, Basta), 
Erich Schmid (Regisseur), Dr. Angela 
Schmid Thomas, Marianne Huguenin (Na- 
tionalrätin, Syndique de Renens), Maya 
Graf (Nationalrätin; Grüne Baselland). 

Außerdem gibt es an verschiedenen Or- 
ten Aktionen und wenn nicht bald ein po- 
sitiver Entscheid gefällt wird, kommt es zu 
weiteren Demonstrationen. 


Hungerstreikerklärung von 
Erdogan 


geschrieben am 10.7.2006 im Regionalge- 
fängnis Thun) 


Liebe GenossInnen, 

Ich sitze seit fünf Monaten im Knast. Ich 
bin hier, weil ich gegen Faschismus 
gekämpft habe. Viele Leute haben gegen 
meine ungerechte Situation gekämpft. Ei- 
gentlich ist der Kampf nicht nur gegen mei- 
ne Auslieferung, sondern gegen den glo- 
balen Faschismus gewesen. 

Trotzdem hat mich die schweizerische Re- 
gierung nicht freigelassen, weil sie sich 
nicht für Menschenrechte interessiert, son- 
der für das wirtschaftliche Kapital. Deswe- 
gen bin ich immer noch im Knast. 

Vielleicht werde ich bald ausgeliefert. Die 
Schweizer Regierung weiß natürlich, was 
mich dort erwartet und wie die Türkische 
Regierung einen politischen Gefangenen 
im Knast behandelt. Wenn ich ausgeliefert 
werde, erwartet mich dort Tod und Folter. 

Egal, wer oder warum mich foltert, der 
einzige Verantwortliche für meine schlech- 
te Situation ist die Schweizer Regierung. 


Weil, einen Mord begehen 

oder einen Mord zuzulas- 
ea sen, ist für mich dasselbe. 
illegal | 


Ich kann nicht zulassen, 
dass unser Widerstand 
kriminalisiert wird. 

Diese Situation, die Kri- 
minalisierung, akzeptiere 
ich überhaupt nicht. 

Wenn man unbedingt 
jemanden bestrafen muss, 
dann den Faschismus, 
nicht uns. Weil, Krieg und 
Gewalt produziert der 
Staat, nicht wir. Wir sind 
freiheitsliebende Men- 
schen, wirkämpfen für die 
Gerechtigkeit, deswegen 
müssen nicht wir, sondern 
die autoritäre Bourgeoisie 
betraft werden. Millionen 
von Menschen sterben 
wegen dem Hunger - 
wenn unbedingt jemand 
wegen Hunger sterben 
muss, dann nicht wir, son- 
dern die unersättliche 
Bourgeoisie. Weil sie un- 
ersättliche Verbrecher 
sind. Viele Menschen sind 
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im Kampf gegen den Faschismus gestorben. 

Heutzutage ist alles noch schlimmer ge- 
worden, und wenn es so weiter geht, wird 
esnoch schlimmer werden. Wegen der Kon- 
kurrenz im Kapitalismus ist unsere Welt wie 
ein großer Müllhaufen geworden. Die ver- 
antwortlichen Menschen, die diesen Müll- 
haufen gemacht haben, müssen unbedingt 
bestraft werden, nicht wir. 

Wir Revolutionäre gehören nicht ins Ge- 
fängnis. Wir gehören, wie alle Menschen, 
in Freiheit. Unser Traum ist draußen, in 
Freiheit. Unsere Gedanken haben keine 
Grenzen wie das Gefängnis. Ohne Freiheit 
können wir nicht leben. Vielleicht viele bö- 
se Menschen, die uns nicht gerne haben. 
Sie haben Mut wegen unserem Schweigen. 
Aber sie müssen nicht vergessen: Eine 
Bombe schweigt auch, bevor sie explodiert. 
Unser Schweigen ist vorbei! 


Liebe GenossInnen, 

heute, am 10.7.06, habe ich einen Hun- 
gerstreik angefangen. Das ist meine Ent- 
scheidung. Ich habe mit der Gefängnislei- 
tung geredet. Sie wollen nochmals mit mir 
reden aber ich bleibe bei meiner Entschei- 
dung. Ich habe ihnen gesagt: Ich habe kei- 
ne andere Wahl. Ich werde ihnen trotzdem 
noch mal sagen: Ich akzeptiere diese Haft 
überhaupt nicht. Ich gehöre nicht hierhin, 
wie auch andere Revolutionäre. Dieser 
Hungerstreik ist nicht nur gegen meine Si- 
tuation, sondern gegen den globalen Fa- 
schismus, sage ich. 

Ich glaube dieser Brief liest auch Herr Vo- 
gelsang. So weiß er wegen diesem Brief 
auch vom Hungerstreik. Ich akzeptiere mei- 
ne Situation und andere überhaupt nicht. 
Ich werde sie auch nie akzeptieren. 

Revolutionäre Grüße 
Erdogan E 


Aktuelles zu Erdogan 


Erdogan E. wurde am Mittwoch, den 26.7. 
vom Regionalgefängnis Thun nach Mou- 
tier verlegt. Dies ist die vierte Verlegung und 
das fünfte Gefängnis in fünf Monaten. Die 
Verlegung erfolgte aus „Sicherheitsgrün- 
den“ - notabene drei Tage vor der an- 
gekündigten Solidaritätsdemonstration am 
Samstag, den 29.7.06 in Thun. Erdogan 
wurde verlegt, obwohl Herr Jenni vom Bun- 
desamt für Justiz gegenüber Journalisten 
angab, dass keine Verlegung mehr folgen 
würde. Erdogan E. befindet sich, als Protest 
gegen seine Situation, seit über zwei Wo- 
chen im Hungerstreik. Für Rückfragen ste- 
hen wir gerne zur Verfügung (free_Erdo- 
gan@gmx.net). (...) 

Bündnis gegen Ausschaffungen und Aus- 
lieferungen in die Türkei 


Weitere Infos: 
www.auslieferungen-stopp.ch 
www.indymedia.ch 

www.aufbau.org 
http://rosenau.homelinux.org/rosenau/ 
index.html 
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Barcelona 


Mehr als vier Wochen 
Hungerstreik 


11.07.2006. In Barcelona geht der Hunger- 
streik der drei Gefangenen vom 4. Februar 
sowie der Mutter eines Gefangenen in die 
vierte Woche. Seit dem 19.6. verweigern die 
vier jegliche Nahrung. Zwei von ihnen sind 
heute in ein Krankenhaus verlegt worden. 

Den drei Gefangenen wird vorgeworfen, in 
der Nacht zum 4.2. in der Straße Sant Pere 
mes Baix einen Polizisten schwer verletzt zu 
haben, der seitdem im Koma liegt und blei- 
bende Schäden davontragen wird. Alle drei 
beteuern ihre Unschuld. Gegen sie stehen die 
Aussagen der verhaftenden Polizisten. Be- 
weismittel sollen einige Steine sein, die von 
der Polizei von der Straße aufgeklaubt wur- 
den. Der Wert dieser Beweise ist jedoch an- 
zuzweifeln, da die Stadtreinigung von Bar- 
celona noch am Morgen nach den Vorfällen 
die Straße gründlich gereinigt hat. Auch war 
die erste öffentliche Stellungnahme des Bür- 
germeisters derart, dass ein Blumentopf, von 
einem Gebäude geworfen, den Beamten ver- 
letzte. Diese Stellungnahme, ausgestrahlt im 
Fernsehen, ist jedoch für die Öffentlichkeit 
gesperrt. Die Aussagen der Gefangenen deu- 
ten ebenfalls in diese Richtung. 

Nach ihrer Verhaftung wurden die drei von 
verschiedenen Polizeikräften schwer mis- 
shandelt. Verschiedene Anträge auf Freilas- 
sung wurden von der Richterin zurückge- 
wiesen, mit dem Hinweis, dass Fluchtgefahr 
bestehe, da alle drei aus Südamerika stam- 
men. Medizinische Gutachten, die die drei 
entlasten, wurden nicht akzeptiert, und Ent- 
lastungszeugen wurde mit Verfahren ge- 
droht. 

Heute sind Juan und Alex in ein Kranken- 
haus verlegt worden, jedoch in einen Ge- 
fängnistrakt. 


Kommunique von Mariana Huidobro 
aus der ‚Casa de la Solidaridad' 
Heute, am 19.6.2006, beginnen Alex, Juan 
und mein Sohn Rodrigo, verhaftet am 4. Fe- 
bruar in der Straße Sant Pere mes Baix, ei- 
nen unbefristeten Hungerstreik in den Ge- 


fängnissen, in denen sie sich seit mehr als 
vier Monaten befinden. 

Vier sehr harte Monate, in denen wir un- 
ermüdlich dafür gekämpft haben, dass sich 
die Umstände, die sie dort festhalten, sich 
endlich aufklären. Vier Monate, in denen wir 
aufdem Plaza St.Jaume vor dem Rathaus von 
Barcelona mehr als 6000 Unterschriften von 
Menschen gesammelt haben, die eine Er- 
klärung verlangen. Denn am 4. Februar ver- 
sicherte Joan Clos, der Bürgermeister von 
Barcelona, öffentlich [Anm.: im TV, das Vi- 
deoband ist jedoch mittlerweile für die Öf- 
fentlichkeit gesperrt], dass ein Blumentopf, 
der von einen Gebäude geworfen wurde, ei- 
nen Polizisten der Guardia Urbana traf und 
schwer verletzte. 

- Warum wurde Stunden später die Versi- 
on dahingehend verändert, dass man nun die 
drei Jungen beschuldigt, auf der Straße Stei- 
ne geworfen zu haben? 

- Wie ist es möglich, dass zugelassen wur- 
de, obwohl es einen schwer verletzten Poli- 
zisten gab, dass die Stadtreinigung von Bar- 
celona mit ihren Fahrzeugen den Tatort säu- 
berte und so sämtliche Beweise vernichtete? 

- Wie ist es möglich, dass, wenn ein Arzt, 
der den Verletzten versorgte, bestätigt, dass 
die anwesenden Polizisten nicht wussten, was 
genau in diesen frühen Morgenstunden pas- 
sierte, man den Aussagen eben dieser Polizi- 
sten weiter Glauben schenkt, die einige Stun- 
den später ‚bezeugen’, dass sie gesehen ha- 
ben wollen, wie die jungen Leute einen Stein 
geworfen haben? 

- Wie kann es sein, dass wir keine Ant- 
worten auf die vorgelegten Gutachten dreier 
Ärzte erhalten, in denen wissenschaftlich 
festgestellt wurde, dass die Verletzungen des 
Polizisten nicht durch den Schlag eines (oder 
mehrerer) Steine herrühren können? 

- Warum wurde keiner unserer entlasten- 
den Zeugen akzeptiert und sämtliche Petitio- 
nen [auf Freilassung aus der U-Haft] zurück- 
gewiesen? 

- Warum wird dies alles totgeschwiegen? 

Sicherlich, es gibt einen schwer, sehr 
schwer verletzten Polizisten, und das tut uns 
sehr leid, vor allem tut es mir leid um seine 
Frau und seine Kinder, denn dies ist eine 
Tragödie, die das Leben von uns allen ver- 
ändert hat. Ich bin Mutter und sie ist Mutter, 
und für diese Gemeinsamkeit müssen wir die 
Wahrheit aufdecken. 

Vor dieser Mauer, vor der wir uns befinden, 
wo es nicht zählt, was wir sagen, nicht zählt, 
was wir an Beweisen vorbringen, wo wir kei- 
ne Stimme haben, um die Vorgänge an den 
Leuten aufzuklären, wo die jungen Leute vom 
ersten Augenblick an abgeurteilt worden 
sind, wo keine Unschuldsvermutung mehr 
existiert, aus dem Grund, dass sie Ausländer 
sind und Eltern in Südamerika haben, bleibt 
ihnen nichts anderes mehr übrig, als ihre 
Rechte einzufordern: das Recht auf die Un- 
schuldsvermutung und einen juristischen 
Prozess ohne Unregelmäßigkeiten, mit dem 
einzigen Mittel, das ihnen jetzt bleibt: der 
Hungerstreik. 

Ich, als Mutter von Rodrigo und weil ich 


diese ganze Zeit der Ungerechtigkeit miter- 
lebt habe, möchte ihnen von draußen helfen 
und trete deshalb heute ebenfalls in Hunger- 
streik. Die drei Jungen sind unschuldig, sie 
sind junge Männer und haben ein Leben zu 
leben. Weder können noch müssen sie für an- 
dere bezahlen, noch werde ich akzeptieren, 
dass man sie benutzt, um obskure Vorgänge 
zu verschleiern. 

Die Casa de la Solidaridad hat uns von An- 
fang an zugehört, durch die CTA und die ‚Pla- 
taforma Argentina Contra la Impunidad'’; 
später hat uns das ganze Haus unterstützt, 
und jetzt nimmt man mich hier auf und be- 
gleitet mich in diesem Kampf. Ich hoffe, dass 
dies der Anfang einer Veränderung sein wird, 
und ich hoffe meinen Sohn, Alex und Juan 
frei zu sehen, wie sie es sein müssen. 

Mariana Huidobro 19.6.2006 
mehr Infos: www.karcelona.revolt.org 


Demo für baskische Gefangene 


Am 24. März 2006 erklärte die ETA das En- 
de ihres bewaffneten Kampfes, um damit 
„einen demokratischen Prozess im Basken- 
land in Gang zu setzen“, der die Rechte der 
Basken anerkennt und „für die Zukunft si- 
chert, das sich alle politischen Optionen 
entwickeln können“. An der Repression ge- 
genüber vermeintlichen ETA-Angehörigen 
hat sich dadurch bisher nichts geändert. 

700 Basken und Baskinnen sind in Spa- 
nien und Frankreich in Gefangenschaft. Sie 
erleiden Sonderbedingungen, die unter 
dem Begriff „Antiterror Politik“ laufen. Ih- 
re Situation wird zunehmend schlechter, 
zwanzig Gefangene sind bereits aufgrund 
der harten Haftbedingungen gestorben. Mit 
Fotos der Inhaftierten und der Forderung: 
„Menschenwürdige Bedingungen für bas- 
kische Gefangene“ versammeln sich jeden 
Freitag in San Sebastian Angehörige und 
Freunde zu einer Demonstration durch die 
Innenstadt. Bild der Demonstration am 14. 
Juli. 

Arantxa A. Gorriti/Umbruch Bildarchiv 


Im Stadion 
eingesperrt 


Die russische Regierung hat beim Umgang 
mit den G8-Protesten gelernt, es kam nur 
zu kleineren Protesten in der Stadt 


(...) Die städtischen Behörden von Petersburg 
hatten für ein Meeting der russischen Sozi- 
alforumsbewegung das Kirow-Stadion ko- 
stenlos zur Verfügung gestellt. Von Anfang 
gab es von Seiten der Gipfelgegner Kritik an 
dem Ort, weil er weit von der Petersburger 
Innenstadt entfernt und leicht zu kontrollie- 
ren ist. 

Das sollte sich am Samstag zeigen. Die Po- 
lizei ließ zwar alle Interessierten anstandslos 
ins Stadion, wo sich ca. 300 Angehörige ver- 
schiedener globalisierungskritischer Grup- 
pen trafen. Als sie sich aber am Mittag zur 
angekündigten Demonstration gegen das 
G8-Treffen außerhalb des Stadions versam- 
meln wollten, machte die Polizei die Eingän- 
ge einfach dicht und sperrte die Gipfelgegner 
so für einige Stunden im Stadion ein. Ein 
Ausbruchsversuch jüngerer G8-Gegner wur- 
de schnell wieder abgeblasen. Stattdessen be- 
ließen es die Sozialforumsteilnehmer bei ei- 
ner Protestveranstaltung im Stadion. 

Auf einer Pressekonferenz im Rahmen des 
Sozialforums berichteten Aktivisten über die 
verschiedenen Repressionsmaßnahmen der 
letzten Tage. So seien zahlreiche Globalisie- 
rungskritiker aus verschiedenen russischen 
Städten an der Anreise nach Petersburg ge- 
hindert worden. Es wurde auch über willkür- 
liche Festnahmen in den Zügen berichtet. 
Auch zahlreiche Kurzstrafen wurden ver- 
hängt, die dafür sorgten, dass die Aktivisten 
während des Gipfels nicht in Freiheit sind. 

Davon sind auch zwei Bielefelder Fotogra- 
phiestudenten betroffen, die eine Anti-G8- 
Fahrradkarawanne begleiteten und schon im 
Vorfeld des Gipfels zu einer 10-tägigen 
Haftstrafe wegen angeblichen Urinierens in 
der Öffentlichkeit verurteilt worden sind. Am 
Samstag sind sie aber nach internationalen 
Protesten freigelassen und nach Lettland ab- 
geschoben worden. Die vorgestellten Schika- 
nen sind nun nicht so weit von den Maß- 
nahmen weg, die von Gipfeln aus Schweden 
oder Italien in den vergangenen Jahren be- 
kannt geworden sind. Die dortigen Regie- 
rungen sind allerdings weniger sensibel auf 
Druck von außen. So dauerte es einige Wo- 
chen, bis die Künstler der Wiener Volxthea- 
terkarawane nach ihrer Festnahme beim Gip- 
feltreffen in Genua wieder freigekommen 
sind. 


Kleinere Proteste in der Innenstadt 


Doch es gab trotzdem auch Proteste außer- 
halb des Stadions, zu der sowohl anarchisti- 
sche als auch kommunistische Gipfelgegner 
- natürlich streng getrennt - aufgerufen ha- 
ben. Die Proteste aus dem kommunistischen 
Spektrum wurden im belebten Zentrum von 
St. Petersburg von zahlreichen Schaulusti- 


gen, darunter vielen Touristen, beobachtet. 
Deswegen hielt sich die Polizei auch bis auf 
einige kleinere Rangeleien zurück. Erlaubt 
war lediglich eine Kundgebung. Doch die 
Aktivisten hatten sich in einiger Entfernung 
zum genehmigten Ort getroffen und sind 
dann gemeinsam dort hingegangen. Parolen 
wurden skandiert und Lieder gesungen. So 
kam doch noch ein Demonstrationszug auf 
den Gehwegen der Petersburger Innenstadt 
zustande. Die eher älteren Teilnehmer der 
kommunistisch organisierten Proteste sind 
bei aller Wortradikalität für die Behörden be- 
rechenbar und werden selbst dann eher to- 
leriert, wenn sie sich einmal über Verbote 
hinwegsetzen. Anders wird mit Aktionen der 
undogmatischen Linken umgegangen. 

Schon im Vorfeld des Gipfels hatten Akti- 
visten aus dem libertären Spektrum mit 
Spontanaktionen das staatlich verordnete 
Schweigen über den Gipfel zu durchbrechen 
versucht. Bei einer Anti-AKW-Aktion an ei- 
nem Reiterdenkmal im Zentrum von Peters- 
burg wurden 13 Aktivisten festgenommen. 
Am Sonntagvormittag (16.7.) wurden in der 
Petersburger Innenstadt weitere kleinere 
Proteste von G8-Gegnern sofort mit Polizei- 
gewalt beendet. Dabei kam es zu Festnah- 
men, von denen auch Aktivisten aus dem 
Ausland betroffen sind. 


Schwierigkeiten des Protests 


Anfang der 90er Jahre gelang es den Glo- 
balisierungskritikern in Seattle und Prag 
noch, die Gipfel direkt mit dem Protest zu 
konfrontieren. Das Konzept der Roten Zo- 
ne, also die Abriegelung ganzer Stadtteile 
wie in Genua, war die Antwort. In Peters- 
burg war der auf einer Insel tagende Gip- 
fel von vornherein nicht von den Protesten 
tangiert. Die staatliche Vorgehensweise 
zielte daher auch nicht darauf, den Gipfel 
vor Protestierenden zu schützen. Sie war 
bestrebt zu verhindern, dass in der Stadt 
überhaupt Protest sichtbar wird. 

Daher werten es Petersburger Gipfelkriti- 
ker als Erfolg, dass es trotz des staatlichen 
Großaufgebots einige Proteste in der Stadt 
gegeben hat. Allerdings wurde an dem Wo- 
chenende auch deutlich, dass die russischen 
Behörden die Protestszene weitgehend un- 
ter Kontrolle hat. Nicht nur in Russland will 
man freilich ganze Städte von Protesten 
freihalten. Beim Bush-Besuch am 13.7. war 
Stralsund bis auf Ausnahmen auch eine 
protestfreie Zone. 

Das nächste G8-Treffen wird im Früh- 
sommer 2007 zwar nicht auf einer Insel, 
dafür aber im schwer erreichbaren nord- 
deutschen Seebad Heiligendamm stattfin- 
den. Die schon andiskutierten werden in 
Deutschland wahrnehmbarer sein als jetzt 
in Petersburg. Allerdings werden die Si- 
cherheitsexperten die Erfahrungen aus 
Russland genau auswerten. Denn eines hat 
Petersburg auch gezeigt: Die G8-Partner 
mögen in vielen Fragen zerstritten sein, 
nicht aber bei der Ausbremsung und Klein- 
haltung von Gipfelprotesten 

Peter Nowak 
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Israel/Palästina 


Gewaltfreie Organi- 
satoren des Anti- 
Wall-Protestes ver- 
haftet 


IMEMC & Nachrichtenagenturen, 30. Juni 
2006. In der letzten Nacht wurden Palästi- 
nenser, die im gewaltfreien Kampf gegen den 
illegalen israelischen Apartheidwall aktiv 
sind, aus ihren Wohnungen in der West Bank 
geholt, wie aus einer Stellungnahme des In- 
ternational Solidarity Movement (ISM) her- 
vorgeht. ISM berichtet, dass dies zu einem 
Zeitpunkt geschah, als sich die Aufmerk- 
samkeit der Medien auf die Gefangennah- 
me eines israelischen Soldaten durch den 
palästinensischen Widerstand und die Mas- 
senentführung von 64 gewählten palästi- 
nensischen Repräsentanten in der letzten 
Nacht konzentrierte. Es fügte hinzu, dass Is- 
rael zwei Palästinenser in Bil in und einen 
in Bei Ummar festnahm - Dörfern, die im 
Kampf gegen den Apartheidwall aktiv sind. 

„Das israelische Militär verhaftete den 28 
Jahre alten Youssef Abu Marya in Beit Um- 
mar in der Region Hebron. Er war in den 
letzten zwei Jahren im gewaltfreien Wider- 
stand in dieser Region aktiv und ist Mitglied 
des Volkskomitees gegen den Wall und die 
Siedlungen in Beit Ummar“, besagt eine 
Presseerklärung des ISM. 

Dieses Komitee hatte in jüngster Zeit ge- 
waltfreie Aktionen in dem Gebiet organi- 
siert, mit denen es den Zugang palästinen- 
sischer Bauern zu ihrem Land durchzuset- 
zen versucht, von dem sie durch die Gewalt 
der Siedler und die Abriegelung des Gebie- 
tes durch das israelische Militär abgeschnit- 
ten sind. 

In Bil in wurde der Älteste der drei, der 29- 
jährige Ahmad Khatib (der Bruder von Mo- 
hammed Khatib, einem der Organisatoren 
der wöchentlichen gewaltfreien Demonstra- 
tionen gegen den Apartheidwall in dem 
Dorf), von der israelischen Armee verhaftet. 

Abdullah Abu-Rahme vom Volkskomitee 
gegen den Wall und Siedlungen in Bilin sag- 
te, dass ein weiterer Dorfbewohner - Ayad 
Burnat - als Geisel genommen wurde, um 
die Familie unter Druck zu setzen, seinen 
Bruder Mujahid „auszuliefern“, wobei die 
Gründe unklar seien, aus denen sie seiner 
habhaft werden wollen. 

Mussa Abu-Marya (ein Mitglied des 
Volkskomitees in Beit Ummar) glaubt nicht, 
dass sie Youssef aus Sicherheitsgründen ver- 
hafteten, sondern um eine Politik der Be- 
drohung und Verhaftung von palästinensi- 
schen Friedensaktivisten fortzusetzen. „Sie 
mögen die gewaltfreie Bewegung, die hier 
in derRegion Hebron Fuß gefasst hat, nicht“, 
sagte er. 

Die Verhaftung von Aktivisten und die 
Drohung mit ihrer Verhaftung ist keine neue 
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israelische Politik. Sie wurde häufig als ei- 
ne Schrecken verbreitende Taktik gegen 
Palästinenser eingesetzt, die im gewaltfrei- 
en Kampf gegen die verschiedenen Formen 
der israelischen Besatzung in ihrem tägli- 
chen Leben aktiv sind. 


Chiapas 


Folter und Zusetzun- 
gen gegen politische 
Gefangene im Ge- 
füngnis El Amate 


Zivile Organisationen in Chiapas denun- 
zierten die Folter und die Zusetzungen ge- 
gen „politische Gefangene“ im Gefängnis El 
Amate, in Cintalapa, auf Initiative des Ge- 
fängnisdirektors, Armando Fabricio Maldo- 
nado Gömez, sowie physische Aggressionen 
gegen Familienmitglieder und Freunde der 
Gefangenen, die zur Gruppe „Die Stimme 
von El Amate“ gehören und Anhänger der 
Anderen Kampagne sind. 

Bei den Gefangenen, die Opfer der Folter 
geworden sind, handelt es sich um Aurelia- 
no Alvarez und Tiburcio Gömez, zwei Tzot- 
zil-Indigenas aus Huitiupan. Die Stimme 
von EI Amate, eine Organisation von 12 po- 
litischen Gefangenen, die Anhänger der 
Sechsten Erklärung aus dem Lakandoni- 
schen Urwald sind, denunzierten, sie seien 
zuerst „mit dem Tod bedroht worden, und 
sind schon einmal bewusstlos auf der Kran- 
kenstation des Gefängnisses gelandet, auf- 
grund der Folter und der Schläge im Zen- 
trum für Soziale Rehabilitierung (CERESO) 
Nr. 14, Hochsicherheitstrakt“. Alvarez und 
Gömez sind am 29. Juni in das Gefängnis 
eingewiesen worden, nachdem sie 55 Tage 
in der Haftanstalt Quinta Pitiquitos verbrin- 
gen mussten, incomunicado und „nach- 
weislichen Misshandlungen unterworfen“. 

Im Gefängnis selbst wurden sie andauernd 
bedroht und gefoltert, trotz der Beschwer- 
den des Menschenrechtszentrums Center 
Fray Bartolome de las Casas (CDHFBC), das 
den Direktor aufforderte, den Gefangenen 
den Schutz zu gewähren, zu dem er ver- 
pflichtet war. „Die Mitglieder der Stimme 
von El Amate, die ihren Status als politische 
Gefangene einfordern und seit dem 1. Ja- 
nuar dieses Jahres einen unbefristeten Pro- 
teststreik geführt haben, standen diesen Vor- 
gängen nicht gleichgültig gegenüber und 
boten den Companeros, die sich in einen sehr 
schlechten physischen und psychologischen 
Zustand befanden, ihre Hilfe an“, bestätigt 
die Menschenrechtsorganisation. Dieses so- 
lidarische Handeln wurde vom Gefängnis- 
direktor und der Gefangenenstruktur zu sei- 
nen Diensten mit Drohungen, Aggressionen 
und Zusetzungen beantwortet. 

Nach sechs Monaten Proteststreik denun- 
zierte die Stimme von El Amate „die Re- 


pression und Tyrannei des Gefängnisdirek- 
tors“, der die Vertreter der Gefangenenblocks 
dazu benutzte, Unterschriften ihrer Mitge- 
fangenen zu erzwingen, um die politischen 
Gefangenen als „Aufrührer“ auf andere Ge- 
fängnisse zu verlegen. Sie erwähnten „das 
cholerische Wesen unseres Direktors, der am 
13. Juli anordnete, unseren Compafero Ju- 
lio Cesar Perez Ruiz zusammenzuschlagen“. 

Das CDHFBC denunzierte auch, dass am 
gleichen Tag Aureliano and Tiburcio „von 
anderen Mitgefangenen (wahrscheinlich auf 
Anordnung des CERESO Direktors) zusam- 
mengeschlagen wurden, die als die „Los Pre- 
cisos“ bekannt sind: Andres Balcaser, alias 
‘El Cachorro’ und Filadelfo Gonzälez, ‘El Co- 
chero”“. Am 14. Juli versuchte das CDHFBC, 
El Amate zu besuchen, aber auf Anordnung 
von Maldonado war es ihnen nicht gestat- 
tet, weiter als bis zum Besuchsraum einzu- 
treten. „Aureliano und Tiburcio, mit Atem- 
schwierigkeiten und Schmerzen im Unter- 
leib, Brustkorb und Rücken, wiederholten 
eindringlich, dass sie bedroht werden. Da- 
bei befanden wir uns die ganze Zeit in der 
Anwesenheit dreier “Wachposten’ (Häftlin- 
ge, die Mitgefangene aus dem Gefängnisin- 
neren zum Besuchsraum eskortieren“) mit 
einschüchterndem Gehabe.“ 

Die Gefangenen denunzierten, man habe 
sie am Donnerstag, den 13. Juli, bereits zum 
zweiten Male „in den Brustkorb geschlagen, 
sie stülpten uns Säcke über den Kopf, tauch- 
ten uns in eine Wassergrube, sie schlugen 
uns schlimmer als beim ersten Mal“. An die- 
se Übergriffe waren mindestens 10 Personen 
beteiligt. Infolgedessen mussten sie die ge- 
samte Nacht auf der Krankenstation ver- 
bringen. Aureliano und Tiburcio bestätigten, 
dass die ‘Los Precisos’ angedroht haben, sie 
wieder zu verprügeln, wenn sie am nächsten 
Sonntag wieder in den allgemeinen Wohn- 
trakt zurückkehren. 


Alles begann in Mai 


Dem CDHFBC zufolge wurden die Indigen- 
as seit dem 5. Juli „von anderen Häftlingen 
mit exzessiver Brutalität geschlagen, die sie 
in der Abwassergrube tauchten und sie am 
ganzen Körper mit Chlor bewarfen, der Ver- 
brennungen verursachte. Darüber hinaus 
raubten sie ihr Geld und ihr Eigentum, weil 
sie die 250.000 Pesos nicht gezahlt haben, 
die von jeden von ihnen gefordert wurden, 
damit sie nicht geschlagen werden, um mit 
ihren Familien sprechen zu dürfen, einen 
Schlafplatz zu erhalten und keine Bäder 
schrubben zu müssen. Ihre Verwandten be- 
merkten die Verbrennungen und Prellungen 
und informierten, dass die Gefangenen da- 
mit bedroht würden, „totgeschlagen zu wer- 
den, wenn sie nicht zahlen“. 

Die Aggressionen und die Folter, die Au- 
reliano und Tiburcio im Gefängnis zu erlei- 
den haben, intensivierten sich nach der In- 
tervention des CDHFBC vor dem Staatlichen 
CERESO-Generalkoordinator, Eduardo Cou- 
tiio Remy, und Roger Grajales Gonzälez, 
Regierungssekretär von Chiapas. 

Das CDHFBC hat den Fall seit Mai verfolgt. 
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Protest gegen Folter, Mexiko 2004 


„Aureliano Alvarez Gömez wurde am 5. Mai 
willkürlich festgenommen, ohne Haftbefehl 
und ohne einen Grund anzugeben. Am 7. 
Mai wurden Aurelianos Vater, Juan Alvarez 
Juarez, und seine Töchter, Alberta und Se- 
ferina, von Elementen der Staatspolizei un- 
ter falschem Vorwand nach Tuxtla Gutier- 
rez gebracht. Man sagte ihnen, ihr Ver- 
wandter sei beschuldigt, an der Entführung 
des Vaters des Bezirkspräsidenten von Hui- 
tiupan, Maximiliano Gonzälez Perez, betei- 
ligt gewesen zu sein, und dass man ihnen in 
Tuxtla die gesetzliche Situation von Aureli- 
ano erklären würde. Hier wurden Alberta, 
Seferina und Aureliano auf Anordnung des 
Richters des Distriktsstrafgerichtes von 
Tuxtla Gutierrez festgenommen. Don Juan 
Alvarez wurde als einziger freigelassen, mit 
der Drohung, ihn wieder einzusperren, soll- 
te er „irgendetwas unternehmen“. 

Alberta und Zeferina Alvarez Gömez wur- 
den jeweils 10 und 12 Tage lang gefangen 
gehalten, unter unzumutbaren Bedingun- 
gen und ohne die medizinische Behandlung, 
deren sie bedurften, da Alberta nach einer 
Nierenspende eine eingeschränkte Diät hal- 
ten musste, und Zeferina in der Stillzeit kurz 
nach einer Entbindung war. 

Aureliano und Tiburcio wurden fast zwei 
Monate lang gefangengehalten, ohne dass 
die Ministerialbehörden ihre legale Situati- 
on definiert hätten. „Die gesetzliche Aus- 
führung der Festnahme wurde vom Ober- 
sten Nationalen Gerichtshof als unkonstitu- 
tionell bezeichnet“, so die Verteidiger. Au- 
reliano berichtet, während der Gefangen- 
schaft gefoltert und gezwungen worden zu 
sein, eine sich selbst belastende Aussage zu 
unterzeichnen. Die Verhöre zielten darauf 
hin, Informationen über die Struktur der EZ- 
LN und den Standort zapatistischer Enkla- 
ven in Huitiupän zu erhalten“, betont das 
CDHFEBC. 

Hermann Bellinghausen 
La Jornada / ZNet Deutschland 17.7.2006 


„Angola 3” 


Wird Herman Wallace 
nach Jahrzehnten 
bald freigelassen? 


Letztes Jahr ordnete das Oberste Gericht Lou- 
isianas im Falle von Herman Wallace eine 
Anhörung zur Überprüfung von Beweisen an. 
In März 2006 lehnte das Gericht eine Be- 
schwerde der Staatsanwaltschaft gegen die- 
se Entscheidung ab und terminierte die An- 
hörung für den 15. - 17. August. 

Wallace, Albert Woodfox und Robert Wil- 
kerson wurden im Gefängnis politisiert und 
traten der Black Panther Party (BPP) bei; sie 
sind als die ‚Angola 3’ bekannt. Wallace und 
Woodfox gründeten im Angola-Gefängnis, 
einrm ehemaliges Sklavenfarmkomplex, ei- 
ne Ortsgruppe der BPP. Damals waren ca. 80% 
der Gefangene Afroamerikaner, wie heute 
immer noch, und die Schließer ausschließlich 
weiß. Wallace und Woodfox wehrten sich ge- 
gen den dort herrschenden Rassismus und 
setzten sich für ein Ende der Ausbeutung und 
Vergewaltigung von schwächeren Gefange- 
nen die teilweise wie Leibeigene verkauft und 
gekauft wurden, durch anderen Gefangene 
ein,. 

1972 wurde ein Schließer erstochen. Die 
Gefängnisleitung nutzte diese Gelegenheit, 
um Wallace und Woodfox kaltzustellen. Sie 
wurden in Isolationshaft verlegt, des Mordes 
angeklagt und anschließend in getrennten 
Verfahren aufgrund von Aussagen verschie- 
dener Mitgefangenen, die verschiedene Ge- 
schichten erzählten, zu Lebenslänglich ver- 
urteilt. Seitdem sind neue Beweise aufge- 
taucht, dass diese Belastungszeugen unter 
Druck gesetzt oder mit einer Begnadigung, 
vorzeitiger Entlassung und kostenlosen Zi- 
garetten bestochen worden waren. 

Obwohl Wilkerson nach dem Mord an dem 
Gefängnisschließer nach Angola kam, wur- 
de er sofort in Isolationshaft verlegt. Ihm 
wurde mitgeteilt, sein Fall werde überprüft, 
was genau, wurde ihm nicht gesagt, 29 Jah- 
relang nicht. 1973 wurde Wilkerson der Mord 
an einem Mitgefangenen, damals gab es ge- 
meinsamen Hofgang, angehängt und er wur- 
de zu Lebenslänglich verurteilt. Wilkerson 
gelang es schließlich, seine Unschuld zu be- 
weisen, er wurde 2001 freigelassen. Wallace 
und Woodfox sind seit 34 Jahren in Isolati- 
onshaft, 23 Stunden am Tag in der Zelle. Die 
Bürgerrechtsorganisation American Civil 
Rights Union hat die Gefängnisbehörde von 
Louisiana wegen „grausamer und unge- 
wöhnlicher“ Bestrafung (29 bzw. 34 Jahre 
Isolationshaft) angeklagt. Das Verfahren 
könnte in den nächsten Monaten eröffnet 
werden. 

In August wird das Gericht überprüfen, ob 
die Gefängnisbehörde den Hauptbelastungs- 
zeugen im Falle Herman Wallace tatsächlich 
mit kostenlosen Zigaretten und anschließend 
mit einer Begnadigung für seine Falschaus- 
sage belohnte. Sollte das Gericht dies tatsäch- 


lich feststellen, müsste es seine Freilassung 
anordnen. Unterstützer der ‚Angola 3’ sind 
voller Hoffnung und mobilisieren landesweit 
nach Louisiana. Angekündigt sind Busse und 
Privatautos aus Austin, Lawrence, Oakland, 
New York, Chicago, Tucson, Houston, Dallas, 
Philadelphia und anderen Städten. 
http://austin.indymedia.org/newswire/dis- 
play/34313/index.php 
www.prisonactivist.org/angola/ 


Freilassung von 
‚seth‘ Hayes wieder 
abgelehnt! 


In Juli 2006 lehnte 
die Strafausset- _ 
zungskommission | 
im Bundesstaat New 
York zum fünften 
Mal eine vorzeitige 
Entlassung des ehe- 
maligen Mitglied 
der Black Panther g 
Party (BPP) und der 
Schwarzen Befrei- 
ungsarmee (BLA) 
Robert ‘Seth’ Hayes. 

Seth Hayes wurde 
im September 1973 
verhaftet und des 
Mords an einem Polizisten angeklagt. 1974 
wurde er zu einer Haftstrafe von 25 Jahren 
bis Lebenslänglich verurteilt. Er hat stets sei- 
ne Unschuld beteuert. 

Zur Zeit seiner Verurteilung war es allge- 
mein akzeptiert, dass bei einem solchen Ur- 
teil der Gefangene mindestens 25 Jahre ver- 
büßen müsste, bevor ihm seine Strafe ausge- 
setzt werden könnte, je nachdem, wie er sich 
im Gefängnis verhalten hatte. Im Laufe des 
‚Kriegs gegen Kriminalität’ in den letzten 30 
Jahren sind solche Strafen zu wahren Gum- 
mistrafen, beliebig ausdehnbar geworden. 
Und die Begründung für die Ablehnung ei- 
ner Strafaussetzung, besonders bei den poli- 
tischen Gefangenen, wird mehr und mehr auf 
eine nicht veränderbare Variable reduziert, 
die Straftat selbst, und nicht mehr das Ver- 
halten des Gefangenen während seiner In- 
haftierung berücksichtigt. „Wegen der 
Schwere der Tat würde eine Freilassung zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt das Gewicht des 
Gesetzes unterminieren“, erklärte die Straf- 
aussetzungskommission Hayes gegenüber, 
obwohl er sich seit vielen Jahren vorzüglich 
verhalten hat. Im Februar wurde Herman 
Bells Antrag auf Strafaussetzung mit einer 
ähnlichen Begründung abgelehnt. Bell ist seit 
1975 inhaftiert. Mehr und mehr Gefangene 
werden damit zum zweiten Mal verurteilt, 
und zwar zu einer lebenslänglichen Haftstra- 
fe ohne Hoffung auf Freilassung. Seth Hay- 
es hat angekündigt diese Entscheidung der 
Strafaussetzungskommission gerichtlich an- 
zufechten. 
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Jericho bittet um Unterstützung 


Bill Dunnes droht 
Verlegung 


Am 23. Juli 
rief ein 
Freund des 
euro-ameri- 
kanischen 
politischen 
Gefangenen 
Bill Dunne 
bei der Ge- 
fangenenso- 
lidaritätsor- 
ganisation 
‚Ihe Jericho 
Movement’ 
an und bat 
um Hilfe. Vor 
drei Monaten 
wurde Bill 
Dunne ohne 
Warnung 
und bis jetzt 
ohne Er- 
klärung in Isolationshaft verlegt. Die Ge- 
fängnisleitung droht ihm mit einer Verlegung 
vom Atwood-Gefängnis, Kalifornien, nach 
einem der als Gefängnis getarnten Mauso- 
leen Marion, Illinois oder Florence, Colora- 
do. Dunne wurde, wie er es ausdrückt, im Ok- 
tober 1979 in Seattle, Washington, „mit ho- 
hen Polizeikugelwerten im Körper iin der Nähe 
eines ausgebrannten Autos, in dem einige 
Waffen und ein toter geflohener Sträfling la- 
gen, von Rettungssanitätern aufgefunden“ 
1980 wurde er wegen bewaffneten Gefange- 
nenbefreiung und einer Fülle von weiteren 
Anklagen zu 90 Jahre Gefängnis verurteilt. 
Weiter 15 Jahre bekam er nach einem ge- 
scheiterten Fluchtversuch. 

Dunne ist ein bekannter Gefängnisaktivist 
und setzt sich sowohl für seine Rechte ein wie 
auch für die der Gefangenen allgemein. Je- 
richo vermutet dies als Grund für Dunnes Ver- 
legung in Isolationshaft. Jericho ruft dazu 
auf, den Gefängnisleiter Herrn Smith, seine 
Stellvertreterin Frau Avalos oder John De- 
Vere, 

1) anzurufen - oder per eMail anzuschrei- 
ben (ATW/EXECASSISTANT@BOP.GOV) - 
und sich zu erkundigen „“WHY IS BILL DUN- 
NE (001-10916-086) STILL IN THE HOLE?“ 
Sollten sie sagen, er wird in ein anderes Ge- 
fängnis verlegt, noch mal fragen, warum er 
überhaupt dort istund wann wird es ihm mit- 
geteilt. Bei unzureichenden Antworten: 

2) beim Regionalbüro in Dublin, Kaliforni- 
en anzurufen (001-925-803-4700) oder per 
eMail zu schreiben (WXRO/EXECASSI- 
STANT@BOP.GOV) und dem Leiter die glei- 
che Fragen stellen. 

Anschließend bitte Jericho (info@theje- 
richomovement.com) das Ergebnis mitteilen, 
da sich Dunnes Familie bemüht, einen An- 
waltsbesuch zu organisieren. 
www.thejerichomovement.com/billdunne.html 


14 


Gerechtigkeit für Mumia Abu-Jamal! 


Jetzt Solidarität verstärken | 


Am 20. Juli reichte der Rechtsanwalt von 
Mumia Abu-Jamal seinen Antrag beim 
Bundesberufungsgericht in Philadelphia 
ein, nachdem das Gericht eine einwöchige 
Fristverlängerung bewilligt hatte. (Siehe In- 
fo 313) 

Der seit fast einem Vierteljahrhundert 
dauernde Kampfum das Leben und die Frei- 
heit des wegen angeblichen Polizisten- 
mords zum Tode verurteilten afroamerika- 
nischen politischen Aktivisten und Journa- 
listen nähert sich seinem Ende. 

Schon vom ersten Tag seiner Verhaftung 
an musste Mumia Abu-Jamal gegen den 
rassistischen Justizapparat in Philadelphia 
kämpfen. Als vorsitzender Richter wurde 
Albert Sabo, bekannt als der „Henker von 
Philadelphia, eingesetzt. In einem eides- 
stattlichen Erklärung erklärte die Gerichts- 
reporterin Terri Maurer-Carter Jahre später, 
sie habe gehört, wie sich Sabo einer dritten 
Person gegenüber rassistisch äußerte und 
erklärte, er würde dazu verhelfen, Abu-Ja- 
mal hinzurichten. Die Geschworenenjury 
wurde nachweislich rassistisch manipuliert, 
Zeugen massiv bedroht und eingeschüch- 
tert und entlastende Beweise unterdrückt. 
Sabo verweigerte ihm das Recht, sich selbst 
zu verteidigen, und wies ihm einen uner- 
fahrenen und unterbezahlten Pflichtvertei- 
diger zu. Weil er auf sein Recht pochte, sich 
selbst zu verteidigen, wurde Mumia von ei- 
nem Großteil des Verfahrens ausgeschlos- 
sen. 

„Im Eifer, ihre 4. Juli-Feierlichkeiten am 
Wochenende nicht zu verderben, verurteil- 
te mich die Geschworenenjury am 3. Juli 
1982 zum Tode“. 1 

Im Berufungsantrag argumentiert RA 
Robert Bryan, dass Mumia Abu-Jamal kei- 
nen rechtmäßigen und fairen Prozess hat- 
te, weil: 

der Staatsanwalt die Geschworenen [ab- 
sichtlich] falsch informierte, dass er in der 
Berufung seine Unschuld beweisen könne; 
weil der Staatsanwalt Afroamerikaner von 
der Jury ausschloss; Richter Sabo die Ge- 
schworenen anwies, mildernde Umstände 
nur zu berücksichtigen, wenn Konsens 
herrschte; Sabo, der auch den Vorsitz bei 
der Berufungsanhörungen auf Landesebe- 
ne innehatte, rassistisch voreingenommen 
war. 

Die Wichtigkeit der bevorstehenden Be- 
rufungsanhörung unterstrich Bryan, es 
könnte zu einem neuen Verfahren und der 
Freilassung von Mumia Abu-Jamal kom- 
men. „Wenn wir verlieren, wird er hinge- 
richtet“. 

In seinem langen Kampf um Freiheit hat 
Mumia Abu-Jamal viel Solidarität aus al- 
len Teilen der Welt, vor allem aus der BRD, 
erfahren. Abertausende Unterschriftenli- 
sten mit der Forderung nach seiner Frei- 


lassung oder für ein neues Verfahren sind 
an US-Politiker und -Gerichten geschickt 
worden, Millionen von Menschen haben 
auch deswegen demonstriert und viele ha- 
ben Geld gespendet, um seine Verteidigung 
zu unterstützen. Es sind Arbeiter, Studen- 
ten, Selbstständige, Schauspieler, Politiker, 
Bischöfe, Journalist, Anwälte ... 

Seit 1999, als Bundesrichter Yohn auf 
Druck der öffentlichen Meinung gezwun- 
gen worden war, den Hinrichtungsbefehl 
auszusetzen, ist es um Mumia Abu-Jamal 
ruhiger geworden. Zwei Jahre brauchte 
Yohn, um über einen Berufungsantrag zu 
entscheiden. Weitere vier Jahre vergingen, 
bevor ein Gericht über eine Beschwerde ge- 
gen Yohns Entscheidung entschied, und ei- 
ne Anhörung über die 0.g. Punkte zuließ. 

Mit der Zuspitzung im Falle von Abu-Ja- 
mal werden die Rufen nach seiner Freilas- 
sung / einem neuen Verfahren und für die 
Abschaffung der Todesstrafe wieder lauter. 
Vor kurzem forderten das P.E.N.-Zentrum 
Deutschland (siehe letztes Info) und das In- 
ternationale Komitee zur Abschaffung der 
Todesstrafe seine Freilassung. Auch in 
Großbritannien werden die Rufe lauter. In 
einem Brief an das Berufungsgericht for- 
derten über 130 bekannten Anwälte und die 
Vereinigung ‚Legal Action for Women‘ die 
Richter auf, die rassistischen Hintergründe 
im Falle Mumia Abu-Jamal zu untersuchen 
und in ihrer Entscheidung zu berücksichti- 
gen. Der Brief ist in mehreren Sprachen 
übersetzt worden, auch auf Deutsch 


(www.allwomencount.net/EWC%20LAW/ 

GermanMumiaLawyersLetter.htm) 

1 Can’t Jail The Spirit - Political Prisoners In The 
USA 


Erste Erklärung des Internationalen 
Komitees zur Abschaffung der Todesstrafe 


„Wir fordern ein nationales Moratorium der Todesstrafe in den USA und die sofortige Freilassung 
von Mumia Abu-Jamal aus der Todeszelle!” 


30 Jahre Wiedereinführung der To- 
desstrafe in den USA 


Vor 30 Jahren, am 2. Juli 1976, wurde die To- 
desstrafe in den Vereinigten Staaten von 
Amerika wiedereingeführt. 

Vier Jahre lang war die Gesetzgebung der 
Todesstrafe zuvor außer Kraft gesetzt gewe- 
sen, weil der Oberste Gerichtshof der USA, 
am 29. Juni 1972, aufgrund der Klage 408 
U.S. 238 (1972) des Todeskandidaten Furman 
gegen den Bundesstaat Georgia in einem 5- 
zu-4-Urteil entschieden hatte, daß diese Ge- 
setze willkürlich und diskriminierend seien 
und deshalb den 8. Zusatz zur US-Verfassung 
verletzten, der „grausame und ungewöhnli- 
che“Strafen verbietet. 

Die Furman-Entscheidung erklärte mehr 
als 600 Todesurteile für nichtig. Dennoch 
wurde damit die Todesstrafe nicht generell 
abgeschafft, weil nur zwei der Obersten Rich- 
ter, William Brennan und Thurgood Marshall, 
die Todesstrafe insgesamt ablehnten. Infol- 
gedessen verabschiedete die Mehrheit der 
US-Bundesstaaten neue Gesetze, damit künf- 
tige Todesurteile nicht mehr als Verletzung 
der Verfassung definiert werden könnten. 

Dieser vorübergehende Sieg über die To- 
desstrafe war der juristische Ausdruck der ge- 
sellschaftlichen Umbrüche der 1960-70er 
Jahre, vor allem des Aufbegehrens der afro- 
amerikanischen Bevölkerung gegen Armut 
und Rassismus und ihres Kampfes für Bür- 
ger- und Menschenrechte. 


Todestrakte und industrieller 


Gefängniskomplex 
An dieser Situation hat sich seit der Wieder- 
einführung der Todesstrafe durch dasselbe 
Gericht am 2. Juli 1976 mit dem Urteil Gregg 
gegen Georgia, 428 U.S. 153 (1976), im we- 
sentlichen nichts geändert. Mit dieser Ent- 
scheidung wurde die neue Todesstrafenge- 
setzgebung gebilligt. Heute sind die US-To- 
destrakte voller denn je, und nach wie vor 
sind Hautfarbe und Armut die vorherrschen- 
den Kriterien bei der Frage, wer im Todestrakt 
oder im Gefängnis landet und wer nicht. 
Seit 1975 ist die Kriminalitätsrate in den 
USA konstant geblieben, in einigen Bereichen 
sogar gesunken. Trotzdem hat sich die In- 
haftierungsrate in den USA in diesem Zeit- 
raum vervierfacht, und die Rate der ver- 
hängten Todesurteile und der vollzogenen 
Hinrichtungen ist enorm angestiegen. Die To- 
desstrafe wird auf diskriminierende Weise an- 
gewendet. Sie ist Gesetz im Bundesgefäng- 
nissystems und in 38 von 50 US-Bundes- 
staaten. Die Todestrakte sind überproportio- 


nal mit Gefangenen belegt, die arm sind und 
Minderheiten angehören und die oft nur über 
eine unzureichende und fragwürdige Vertei- 
digung verfügen. DNA-Tests und andere Be- 
weismittel belegen in zunehmendem Maße, 
daß viele Todeskandidaten zu unrecht verur- 
teilt wurden und bestärken damit den Ver- 
dacht, daß der Staat Menschen tötet, die nicht 
„schuldig im Sinne der Anklage*sind. Viele 
Gefangene gingen in den Tod und beteuer- 
ten bis zum letzten Atemzug ihre Unschuld. 
Über 122 Todeskandidaten mußten freigelas- 
sen werden, weil DNA-Tests oder andere Be- 
weise ihre Unschuld bestätigten - einige von 
ihnen erst nach vielen qualvollen Jahren, in 
de-nen sie täglich aufihren Henker warteten. 

Diese Gefangenen, die den Todestrakt über- 
lebten, haben öffentlich ihre warnenden 
Stimmen erhoben: Ihr Schicksal zeigt, daß die 
Dunkelziffer der unschuldig hingerichteten 
Männer und Frauen um ein Vielfaches höher 
sein muß. Aber vor allem erinnern uns ihre 
Stimmen daran, dass „verurteilt“noch lange 
nicht «schuldig“bedeutet und Jurys Fehlur- 
teile fällen. 

Es ist kein Wunder, daß auf jeden studie- 
renden Afroamerikaner fünf kommen, die im 
Gefängnis sitzen, wenn die Regierung auf na- 
tionaler und lokaler Ebene die Ausgaben für 
Bildung senkt und für den Bau von neuen Ge- 
fängnissen erhöht. Die am schnellsten wach- 
sende Gefangenengruppe sind schwarze 
Frauen. Mehr als 70 Prozent aller Gefange- 
nen sind Afro- und Latino-Amerikaner. Die 
Gefangenen werden einer Situation absolu- 
ter Entrechtung und Ausbeutung unterwor- 
fen. In 46 US-Bundesstaaten verlieren Bür- 
ger ihr Wahlrecht, wenn sie wegen eines Ver- 
brechens verurteilt sind. In 32 Staaten erhal- 
ten Verurteilte das Wahlrecht erst nach dem 
Ende der Bewährungszeit zurück. In 10 Staa- 
ten verlieren Bürger, die wegen eines Ver- 
brechens verurteilt wurden, ihr Wahlrecht so- 
gar auf Lebenszeit. Dies hat zur Folge, dass 
13 Prozent der afroamerikanischen Bürger im 
Wahlalter auf Dauer ihr Wahlrecht verlieren. 

Der industrielle Gefängniskomplex ist in- 
zwischen ein wesentlicher Bestandteil der 
US-Wirtschaft. Die Ausbeutung im industri- 
ellen Gefängniskomplex bietet dem Privat- 
kapital lukrative Investitionsmöglichkeiten, 
deren niedrige Kosten nur mit Billiglohnlän- 
dern der „Dritten Welt“vergleichbar sind. Mit 
dem 13. Zusatzartikel zur US-Verfassung 
wurde die Sklaverei und Zwangsarbeit abge- 
schafft, „ausgenommen als Strafe für ein Ver- 
brechen aufgrund eines rechtmäßigen Ur- 
teils«. Allein die Privatgefängnisse mit ihren 
über 100.000 Gefangenen erzielen einen 


jährlichen Umsatz von 40-50 Milliarden US- 
Dollar. Mit dem industriellen Gefängniskom- 
plex ist in der US-Gesellschaft eine neue Se- 
gregation entstanden, deren Kern eine mo- 
derne Form der Sklaverei darstellt. 


Verletzung der Menschenrechte, Bruch 


des Völkerrechts 

Die Situation der über 3500 Gefangenen in 
den Todestrakten und der mehr als zwei Mil- 
lionen Gefangenen im industriellen Komplex 
der Bundes-, Staats- und Privatgefängnisse 
ist ein Ausdruck der Zuspitzung der sozialen 
und politischen Widersprüche in den USA zu 
Lasten der Armen und Minderheiten. Sie sind 
zu Sündenböcken einer Nation geworden, de- 
ren Rechtsprechung von einer Lynch-Mob- 
Mentalität geprägt wird. 

Während die US-Regierung unter dem Vor- 
wand des „Krieges gegen den Terror“und un- 
ter Bruch des Völkerrechts ihre Macht- und 
Einflusszonen und den Raub der Energieres- 
sourcen im Ausland militärisch sichern, hat 
im Inland eine Tochterfirma von Halliburton 
im Juni 2006 vom Heimatschutzministerium 
den Auftrag erhalten, für 385 Millionen US- 
Dollar „provisorische Gefangenenlager“zu 
errichten. Diese Lager könnten im Falle der 
Verhängung des Kriegsrechts im Innern da- 
zu dienen, US-Bürger zu internieren. Eine Art 
Guantanamo-Lager für die „Heimat«, in de- 
nen für Gefangene weder Bürger- noch Men- 
schenrechte gelten. 


Erster Schritt: ein Moratorium 


Die Todesstrafe muss abgeschafft werden! Sie 
ist barbarisch, innuman und grundsätzlich 
unangemessen, selbst wenn Fehlurteile und 
Diskriminierungen ausgeschlossen werden 
könnten. 

Als ersten Schritt fordern wir deshalb ein 
nationales Moratorium der Todesstrafe. Von 
38 US-Bundesstaaten, in denen die Todes- 
strafe Gesetz ist, haben 12 ihre Anwendung 
durch ein Moratorium ausgesetzt. Von wei- 
teren wird dies erwogen. 

Als Indikator für die Dringlichkeit der For- 
derung nach einem Moratorium mag gelten, 
dass der Oberste Gerichtshof in seinem jüng- 
sten Urteil einem Gefangenen in Florida das 
Recht zugesprochen hat, die Hinrichtungs- 
methode mit der Giftspritze durch eine Kla- 
ge wegen Verletzung seiner Bürgerrechte an- 
zugreifen. Streitgegenstand ist der Vorwurf, 
die Hinrichtung mit der Giftspritze verursa- 
che „unnötige Schmerzen«. Mehrere US- 
Bundesstaaten mussten deshalb wegen der 
qualvollen Methode, mit der der Staat seine 
Opfer tötet, Hinrichtungen aussetzen. 
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In Europa haben die Erfahrungen mit dem 
Staatsterror während des deutschen Faschis- 
mus dazu geführt, dass nach dem Zweiten 
Weltkrieg mehr und mehr Staaten die Ab- 
schaffung der Todesstrafe zum Verfassungs- 
grundsatz erhoben haben. Auch die USA kön- 
nen durch den massiven Druck einer natio- 
nalen und internationalen Basisbewegung 
dazu gezwungen werden, diesen Schritt end- 
lich zu vollziehen. 


Freiheit für Mumia Abu-Jamal 


Der Journalist und Autor Mumia Abu-Jamal 
aus Philadelphia, dem ein faires Verfahren 
verweigert wurde, ist einer der Gefangenen, 
die unschuldig in der Todeszelle sitzen. Wenn 
ihm endlich ein neues und faires Verfahren 
mit einer hochkarätigen Verteidigung garan- 
tiert würde, wie es eine internationale Kam- 
pagne seit mehr als zwei Jahrzehnten fordert, 
dann wäre das Ergebnis sicher ein völlig an- 
deres. In den 25 Jahren seiner Haft hat er 
nicht nur einen mutigen Kampf für ein neu- 
es Verfahren, sondern generell gegen die To- 
desstrafe geführt. Mit seinen Schriften und 
Hörfunkbeiträgen gegen die Todesstrafe, ge- 
gen Unrecht, Rassismus und Krieg ist Mumia 
Abu-Jamal zu einem anerkannten Autor und 
Sprecher all jener geworden, die sich diesen 
Überbleibseln der Barbarei widersetzen. Wie 
kein zweiter hat Mumia Abu-Jamal dem 
Kampf gegen die Todesstrafe ein Gesicht ge- 
geben. Er ist zu einem wichtigen Symbol die- 
ses Kampfes geworden und darf deshalb nicht 
jenen Kräften ausgeliefert bleiben, die seine 
Hinrichtung in einen Sieg über alle Gegner 
der Todesstrafe verwandeln wollen. Wir ste- 
hen deshalb fest an seiner Seite und fordern 
mit ihm ein neues und faires Verfahren und 
seine sofortige Freilassung aus dem To- 
destrakt. 


Verwandeln wir den 2. Juli in einen Tag, 
der uns in jedem Jahr an die Notwendigkeit 
der endgültigen Abschaffung der Todesstra- 
fe erinnert - bis wir sie und ihre Befürworter 
überwunden haben. Bringen wir den Ober- 
sten Gerichtshof dazu, seinen Job zu Ende zu 
bringen. 

Wir fordern deshalb alle Basisbewegungen, 
demokratischen Kräfte und Verteidiger der 
Menschenrechte und des Völkerrechts welt- 
weit dazu auf, diese Forderungen unüber- 
hörbar öffentlich zu erheben: 


Abschaffung der Todesstrafe in den 


USA und weltweit! 


Sofortige Freilassung von Mumia Abu-Jamal 
und Garantien für ein neues faires Verfahren! 
2. Juli 2006 


USA: Prof. Angela Y. Davis, Santa Cruz / Robert R. 
Bryan, Lawyer, San Francisco / Charlene Mitchell, 
Co-Chair Committees of Correspondence for De- 
mocracy & Socialism / 

France: Henri Alleg, journaliste-Ecrivain, Palaiseau 
| Gilberte Salem, traductrice, Palaiseau / 

Germany: Detlef Baade, Betriebsrat; Rolf Becker, 
ver.di Hauptvorst. HH; Prof. Dr. Lothar Bisky, Par- 
teivors. Linkspartei.PDS, MdB; Dr. Oliver Brüchert, 
Soziologe; Peter O. Chotjewitz, Autor; Sevim Dag- 
delen, MdB; Dr. Diether Dehm, MdB; Prof. Wolfram 
Elsner, Ökonom; Christiane Ensslin, Redakteurin; 
Prof. Dr. Johannes Feest, Strafvollzugsarchiv Uni 
HB; Claus Förster, Rechtsanwalt; Christian Geissler, 
Autor; Peter Gingold, Bundessprecher der VVN-BdA, 
Vize-Vors. d. Auschwitzkomitees; Dr. Rolf Gössner, 
Rechtsanwalt, Präsident Internat. Liga f. Menschen- 
rechte; Victor Grossman, Journalist; Lühr Henken, 
Bundesausschuß Friedensratschlag; Ulla Jelpke, 
MdB, Innenp. Sprecherin Die Linke; Walter Kauf- 
mann, Autor; Sabine Klein-Schonnefeld, Soziolo- 
gin/Juristin; Sabine Kruse, Erich-Mühsam-Gesell- 
schaft; Oskar Lafontaine, MdB, Fraktionsvorsitzen- 
der d. Linkspartei; Felicia Langer, Rechtsanwältin; 
Herbert Leuninger, Pfarrer, Mitbegr. PRO ASYL; Wil- 


Aus dem Spendenaufruf 


Die Kampagne gegen die Todesstrafe und zur 
Unterstützung von Mumia Abu-Jamal... 
braucht deshalb jede erdenkliche Unterstüt- 
zung beim Sammeln von Spenden. Jede/r 
kann ohne großen Aufwand etwas dafür tun, 
Mumia Abu-Jamal nicht seinen Henkern in 
Pennsylvania und Washington D.C. zu über- 
lassen. (...) 

In der Vergangenheit war die Phantasie der 
SpenderInnen groß: Einnahmen aus Soli- 
Konzerten, Soli-Discos oder Lesungen mit 
Mumia Abu-Jamals Büchern, „Spenden statt 
Geschenke“ bei Familienfeiern, Flohmarkt- 
verkäufe, Bücherbörsen, GewerkschafterIn- 
nen haben geschlossen ihr Delegiertengeld 
von Versammlungen und Zimmerleute ihren 
Lohn aus einem Bauprojekt gespendet etc.. Die 
Höhe spielt bei all dem keine Rolle, auch klei- 
ne Spenden wachsen zu großen Summen her- 
an! 

Jede Spende 

von Einzelnen, Gruppen und Organisationen 
ist willkommen und wird garantiert ohne Ab- 
züge an das Verteidigungsteam weitergeleitet. 
Darüber besteht zwischen RechtsanwaltBryan 
und dem IVK Bremen eine rechtsverbindliche 
Vereinbarung. 


li van Ooyen, Vors. d. Friedens- und Zukunftswerk- 
statt; Ulf Panzer, Richter, JALANA; Norman Paech, 
Völkerrechtler, MdB; Sabine Peters, Autorin; Erhard 
Pumm, DGB-Vorsitzender HH; Prof. Dr. Werner Ruf; 
Horst Schäfer, Journalist; Horst Schmitthenner, Be- 
auftragter d. Vorstandes d. IG Metall; Dr. Heinz Jür- 
gen Schneider, Rechtsanwalt; Wilfried F. Schoeller, 
Generalsekretär d. P.E.N.-Zentrums Deutschland; 
Prof. Dr. Herbert Schui, MdB; Eckart Spoo, Journa- 
list; Dr. Martin Stankowski, Journalist; Johano 
Strasser, Präsident des P.E.N.-Zentr. Deutschl.; Dr. 
Peter Strutynski, Bundesausschuß Friedensrat- 
schlag; Reinhard Thiele, Cuba Si-AG der Linkspar- 
tei.PDS; Mag Wompel/Ralf Pandorf, Redaktion La- 
bourNet. 


Kontakt: Internationales Komitee zur Ab- 
schaffung der Todesstrafe/ International 
Committee to Abolish the Death Penalty 
(ICADP), c/o IVK Bremen, P.0.Box 150530, 
D-28095 Bremen, Fon/Fax: (421) 354029, 
Mobil/cell:0174-972 99 29, eMail: info@fre- 
edom-now.de, oder: atlantik@brainlift.de, 
www.freedom-now.de 

Spendenkonto für BR Deutschland und um- 
liegendes europäisches Ausland: 

Unter dem Stichwort „Verteidigung“Spenden 
bitte an: 

Archiv 92/Sonderkonto Jamal 

S.E.B. Bank Bremen 

Konto-Nr. 100 8738 701 (BLZ 290 101 11) 


E-Mail: gnn-hhsh@hansenet.de * Gefangenen Info im Netz: www.political-prisoners.net 


Das Gefangenen Info ist aus dem Angehörigen Info 
hervorgegangen. Es erscheint vierwöchentlich bei 
GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und Nach- 
richtenverbreitung, Verlagsgesellschaft in Schleswig- 


Holstein / Hamburg m. b. H., Neuer Kamp 25, 20359 
Hamburg. \V.i.S.d.P. : Christiane Schneider. Redakti- 


onsanschrift u. Bestellungen: GNN-Verlag, Neuer 
Kamp 25, 20359 HH, Tel.: (040) 43188820, Fax: 
(040)43188821, eMail: gnn-hhsh@hansenet.de - 
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Einzelpreis : 1,55 Euro. Ein Jahresabonnement kostet 
29,90 Euro (Förderabonnement 33,20 Euro), Buchläden, 
Infoläden und sonstige Weiterverkäufer erhalten bei Be- 
stellung ab 3 Stück 30 % Rabatt. Bei Bestellung erhal- 
ten Sie eine Rechnung bzw. ein Formular für eine Ein- 
zugsvollmacht, die Sie uns bitte zurückschicken. Ver- 
lagskonto: Postbank Hamburg, BLZ 200 100 20, Konto- 
nummer: 25265-201. Gesamtherstellung: GNN Gesell- 
schaft für Nachrichtenerfassung und Nachrichtenver- 


breitung, Verlagsgesellschaft in Schleswig-Holstein / 
Hamburg m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Ei- 
gentumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum 
des Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung im 
Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefangenen 
nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Absender 
mit dem Grund der Nichtaushändigung zurückzu- 
schicken. Redaktionsschluss für Nr. 315: So, 20.8.06 


